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Gemeinderat 21.02.2024 

Protokoll 
Über die am Mittwoch, den 21.02.2024 um 18:30 Uhr im Bräuhaus/Lenausaal stattgefundene 

Sitzung des Gemeinderates. 

 

Anwesend: 
Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl ÖVP 

1. Vizebgm. Mag. Martin Falb ÖVP 

2. Vizebgm. Heinz Scheele SPÖ 

STR Gerhard Dummer ÖVP 

STR Ing. Mag. Herwig Hödl ÖVP 

STR Mag. Felix Koll ÖVP 

STR Dr. Christian Moser ÖVP 

STR Admir Osmanovic SPÖ 

STR Markus Rosenberger SPÖ 

STR DI Dietmar Pfeiler GRÜNE 

STR Herbert Pohl FPÖ 

GR Dkfm. Johannes Bartosch ÖVP 

GR Martin Franta, BEd  ÖVP 

GR Siegfried Gaida ÖVP 

GR Monika Handschuh ÖVP 

GR Gregor Hetzendorfer ÖVP 

GR Setki Ibraimi ÖVP 

GR Eleonore Kopf ÖVP 

GR Iris Ludl ÖVP 

GR Peter Samer ÖVP 

GR Manuela Trabauer-Rauchbüchl ÖVP 

GR Margit Weiss ÖVP 

GR Matthias Zagler ÖVP 

GR Manuel Kurzmann SPÖ 

GR Daniel Pollak SPÖ 

GR Michael Polly SPÖ 

GR Mag. Alexandra Rester SPÖ  

GR Christian Rester SPÖ 

GR Thomas Salway SPÖ 

GR Jürgen Strahammer SPÖ 

GR Mag. Regina Fless-Klinger  GRÜNE 

GR OStR Mag. Walter Klinger GRÜNE 

GR Mag. Matthias Kubat GRÜNE 

GR DI Thomas Muth GRÜNE 

GR Alen Ćorković FPÖ 

GR Wolfgang Mayer FPÖ 

 

Entschuldigt: 
GR Jürgen Ruzicka SPÖ 

 

Vorsitzende: Bgm. Mag. (FH) Andrea Völkl 
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Schriftführer: StADir. Mag. Christina Pinggera 

 

Namensnennungen im Folgenden ohne Titel  

 

 

 

Tagesordnung 
 

Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Genehmigung des Protokolls vom 13.12.2023 

Anträge Bürgermeisterin 

1. Verleihung Sportehrenzeichen 

2. Verleihung „Stockerau dankt“ – Karl Sauer  

Ref. 03 – Antrag Stadtrat Finanzen  

3. Förderungsvertrag KPC – ABA BA 26 

4. Erhöhung Übernahme Haftung KIG – Sanierung Wohnungen Lindenhof 

5. Vergabe Darlehen – Gemeindestraßen 

6. Vergabe Darlehen – Ankauf Liegenschaft EZ 197 

7. Vergabe Darlehen – Entsorgung 1. Teil Altlast Fuchsenbühel 

8. Vergabe Darlehen – Skaterpark 

9. Vergabe Darlehen – Wasserversorgung 

10. Vergabe Darlehen – Abwasserbeseitigung 

11. Vergabe Darlehen – Umfinanzierung 8 Darlehen 

Ref. 01 – Anträge Stadtrat Bauwesen und Stadtentwicklung 

12. Beauftragung – Schadensbehebung Volksschulen 

Ref. 02 – Anträge Stadtrat Beteiligungen und Liegenschaften  

13. Grundbenützung Netz NÖ – Bereich Senningbach und Dr. Fuchsgasse 

14. Dienstbarkeitsvertrag Netz NÖ – Trafostation Johann Schidla-Gasse 

15. Sondernutzungsvertrag – Verkaufscontainer  

16. Sondernutzungsvertag – Bewässerungsleitung 

17. Kaufvertrag Semmelmayer 

18. Kaufvertrag Eder 

19. Kaufvertrag Stöhr 

Ref. 04 – Antrag Stadtrat Kultur und Veranstaltungswesen  

20. Verlängerung Österreichisches Museumsgütesiegel – Bezirksmuseum  

Ref. 05 – Antrag Stadtrat Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration  

21. Änderung – Fahrkostenunterstützung für Studierende 

Ref. 07 – Anträge Stadtrat Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof 

22. Ankauf – Elektro-Pritsche mit Doppelkabine Grünanlagen 

23. Amphibienmonitoring – Stockerauer Au 

Ref. 10 – Antrag Stadtrat Wirtschaft und Tourismus 

24. Wirtschaftsförderung – Lehrlinge 
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Eröffnung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Völkl: Einen herzlichen guten Abend heute zur Gemeinderatssitzung. Ich habe gehört, dass 

es einen zweiten Dringlichkeitsantrag gibt und ich wollte fragen, ob der nun in 

unterschriebener Form bei der Frau Stadtamtsdirektorin oder bei mir abgegeben wurde. 

 

Pfeiler: Schönen guten Abend von meiner Seite. Der Dringlichkeitsantrag wurde in 

unterschriebener Form per PDF übermittelt. Wir leben im Zeitalter der Digitalisierung und ich 

gehe daher davon aus, dass der als ordnungsgemäß eingebracht gilt. Danke. 

 

Völkl: Um 17:41 Uhr, Herr Stadtrat Pfeiler, habe ich nicht in meine Mails geschaut. Da bin ich 

im Auto gesessen und habe mich herbewegt. Wie tun wir jetzt? Wir leben auch im Zeitalter, 

wo es ein Telefon gibt, wo man vielleicht kurz anrufen könnte und mitteilen, dass das digital 

geschickt wurde. Aber wir werden uns da jetzt nicht kaprizieren. Dankeschön. Wir steigen nun 

in die Tagesordnung ein. Ich eröffne die Sitzung und stelle die Beschlussfähigkeit fest. Wir 

sind komplett, es ist niemand entschuldigt. Der Herr Gemeinderat Ruzicka ist entschuldigt für 

die Sitzung. Gut, Dankeschön. Bitte. 

 

Falb: Ich möchte mich kurz zur Geschäftsbehandlung melden und eine ehrenhafte Pflicht 

übernehmen. In unserer aller Namen, es ist mit allen Fraktionen rückgesprochen, liebe Frau 

Bürgermeisterin, zu deinem soeben stattgefundenen runden Geburtstag alles Gute wünschen 

im Namen von uns allen. 

 

Völkl: Vielen, herzlichen Dank. Jetzt habt ihr mich echt überrascht. Es ist mir eine Freude in 

diesem Gemeinderat, dass ich hier Bürgermeisterin sein darf, dass wir den Weg miteinander 

gehen seit fünf Jahren, dass es immer lebendig ist mit euch und wir immer eine gute 

Gesprächsbasis haben. Dafür sage ich herzlich Dankeschön für die Glückwünsche. Vielen 

Dank. Und im Anschluss an die Gemeinderatssitzung darf ich auf einen kleinen Umdruck 

einladen, dann können wir noch ein bisschen zusammenstehen. Dankeschön.  

Ich darf bevor wir die Tagesordnung abarbeiten noch informieren. Wir hatten die Kinder-

erholungsaktion und für das Jahr 2023 wurden beschlossen 1.850 €. Das macht dieser 

Gemeinderat immer und es wird für soziale Zwecke von den Fraktionen zugeteilt. Da hat die 

ÖVP 900 € für das BH-Sozialamt Jugendwohlfahrt und JAK Stockerau, mobile Jugendarbeit 

gespendet, die SPÖ 550 € auch für das BH-Sozialamt Jugendwohlfahrt und JAK Stockerau, 

die GRÜNE 250 € an den Verein Moritz und die FPÖ 150 € für Lernen unter Sternen. 

Dankeschön.  

Einen zweiten Punkt zur Information hätte ich auch noch. Dieser Gemeinderat hat ja ein 

Schreiben vom Herrn Dr. Edris bekommen. Der Herr Dr. Edris ist Frauenfacharzt, wird die 

Praxis von der Frau Dr. Liane Gradner-Kunert übernehmen und bewirbt sich jetzt um den 

Startbonus für die Praxis. Wir haben ihn natürlich mit einem Schreiben an den Herrn Mag. 

Wurzer, an die ÖGK, unterstützt. Weiters darf ich vermelden, weil es auch erfreulich ist, die 

Kassenstelle vom Herrn Dr. Küssl wurde vergeben und zwar an Frau Dr. Schuster. Wann sie 

genau aufsperrt ist jetzt noch in Abstimmung, im Gespräch. Vielleicht wird es eine 

Ärztegemeinschaft, der sie sich anschließt und dann ihre Praxis eröffnet. 

Von der Tagesordnung abgesetzt wird Punkt 12 „Beauftragung Schadensbehebung 

Volksschulen“ und Punkt 26 „Ankauf Grundstück Nr. 1092 EZ 197“. Laut NÖ GO liegen zwei 

Dringlichkeitsanträge der GRÜNEN vor und Herr Stadtrat Pfeiler hat das Wort. 
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Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Anschaffung von Schnupperklimatickets 
 

Pfeiler: Dankeschön. Nicht nur der Martin Falb hat dich zum Geburtstag überrascht, auch ich 

habe mir was überlegt. Ich habe dir einen Überraschungsdringlichkeitsantrag mitgebracht. 

Danke, dass wir den heute vorbringen dürfen. Ich darf mit dem ersten Dringlichkeitsantrag 

beginnen. Vereinbarungsgemäß wird nur die Beschlussformel verlesen.  

 

Antrag 

Der Gemeinderat wolle beschließen die Anschaffung von Schnupperklimatickets.  

Um den Umstieg zum Einstieg in die Öffis noch einfacher zu machen, werden 4 Schnupper-

Klimatickets „Metropol-Region Wien-NÖ-Burgenland“ zum Preis von € 860 pro Ticket, 

insgesamt € 3.440 pro Jahr, zum unentgeltlichen Verleih an die Bevölkerung angeschafft. 

Dadurch können alle Stockerauerinnen und Stockerauer in die Vorzüge des bequemen, 

unkomplizierten und umweltfreundlichen Reisens mit dem Klimaticket einfach 

„hineinschnuppern“. 

Die konkreten Nutzungsbedingungen sollen anhand der vorliegenden Beispiele anderer 

Gemeinden ausgestaltet werden. Die Anschaffung erfolgt testweise für ein Jahr. 

Die Nutzung des Online-Reservierungstools schnupperticket.at zum Preis von € 2,5 pro Ticket 

und Monat, somit € 120 pa., soll geprüft werden. 

 

Begründung der Dringlichkeit 

Der Februar 2024 ist der wärmste Februar seit Beginn der Aufzeichnungen. Es ist daher 

dringend erforderlich, Menschen zu umwelt- und klimaschonenden Lebensweisen einzuladen. 

Zusätzlich ermöglicht das Schnupperklimaticket unregelmäßig erforderliche Fahrten 

kostengünstig durchzuführen, eine Maßnahme zur Milderung der allgemeinen Teuerung. 

Ich ersuche um Zuerkennung der Dringlichkeit. Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir stimmen über die Dringlichkeit ab und ich ersuche Sie um ein Zeichen 

der Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung der GÜNEN, der SPÖ, der ÖVP. Enthaltungen? 

Gegenstimmen? Die Fraktion der FPÖ. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Die Dringlichkeit ist gegeben. Der Antrag wird in der öffentlichen Sitzung unter Referat 07 – 

Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof behandelt. 

 

 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  
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Tempo 30 im untergeordneten Gemeindestraßennetz in 

Wohngebieten in Stockerau 
 

Pfeiler: Dankeschön. Darf ich den zweiten Überraschungsdringlichkeitsantrag einbringen? 

„Tempo 30 im untergeordneten Gemeindestraßennetz in Wohngebieten in Stockerau“.  

 

Antrag 

Der Gemeinderat wolle beschließen, für die im Sachverhalt genannten 8 Straßenzüge des 

untergeordneten Gemeindestraßennetzes in Wohngebieten, insgesamt mit einer Länge von 

1.111 m, sohin 1,1% des Stockerauer Gemeindestraßennetzes (Länge rd. 103 km) möge das 

Bauamt die Einrichtung der noch fehlenden Tempo-30-Zonen vorbereiten. 

Bei Umsetzung wären damit im untergeordneten Stockerauer Gemeindestraßennetz in 

Wohngebieten, insbesondere in den Katastralgemeinden, eine flächenhafte, einheitliche und 

klare Geschwindigkeitsregelung mit Tempo 30, entsprechend den zahlreichen Beispielen in 

Umlandgemeinden, gegeben. 

 

Begründung der Dringlichkeit 

Tempo 30 leistet nachweislich einen wesentlichen Beitrag zur Verkehrssicherheit, zur 

Reduktion der Unfallschwere und zur Lärmreduktion. Daher ist die Einrichtung von Tempo 30 

in Wohngebieten und vor Kindergärten ein Gebot der Stunde. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung über die Dringlichkeit. Wortmeldungen gibt es, wenn die 

Dringlichkeit gegeben ist, wenn der Tagesordnungspunkt behandelt wird. Ich ersuche um ein 

Zeichen der Zustimmung, wenn Sie dem Antrag die Dringlichkeit geben. Ich sehe Zustimmung 

der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, der Grünen. Gegenstimmen? Keine. Enthaltung? Fraktion 

der FPÖ. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 

 

Dem Antrag wird die Dringlichkeit zuerkannt und er wird in der öffentlichen Sitzung unter 

Referat 07 – Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof behandelt.  

 

 

 

Genehmigung des Protokolls vom 13.12.2023 
 

Völkl: Wir kommen nun zur Genehmigung des Protokolls vom 13.12.2023  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, das Protokoll der Gemeinderatssitzung vom 13.12.2023 

unverlesen zu genehmigen. Die Anregungen von Herrn Gemeinderat Thomas Muth wurden 
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durchgeführt. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. Eine Wortmeldung, bitte, Herr 

Gemeinderat Mayer. 

 

Mayer: Ich möchte zu der Sitzung von vorigem Jahr, mich mit einer Themenverfehlung zu 

Wort melden. Und zwar, ich möchte gerne oder wir möchten gerne die vorige Sitzung etwas 

kritisieren. Erstens mit zu vielen Tagesordnungspunkten und einer zu langen Dauer dieser 

Sitzung, also das ist mal ein Punkt. Warum komme ich zu der Themenverfehlung 

diesbezüglich? Es hat schon ÖVP-Gemeinderäte gegeben, die das massiv bekritelt haben, 

früher schon und der frühe Bürgermeister hat das abgetan mit „Es ist eine Themenverfehlung 

und wir beginnen jetzt, das Protokoll zu beschließen“. Und das möchte ich jetzt auch so 

weitergeben. Dankeschön. 

 

Völkl: Ich ersuche um Zustimmung zum Protokoll. Ich sehe Einstimmigkeit. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

1. Verleihung Sportehrenzeichen 
 

Völkl: Danke. In der Tagesordnung steht nun „Verleihung Sportehrenzeichen“. Ich darf den 

Amtsbericht zur Kenntnis bringen. Von antragsberechtigten Stockerauer Sportvereinen sowie 

Mitgliedern des Gemeinderates sind Ansuchen zur Verleihung von Sportehrenzeichen 

eingegangen. Die Ansuchen wurden geprüft und im Ausschuss wurden diese einstimmig 

befürwortet und laut Richtlinien und Durchführung von Ehrungen sollen folgende 

Sportehrenzeichen vergeben werden. Sportehrenzeichen mit Lorbeer in Gold an Tarek Al-

Samhaury, UTTC Panaceo Stockerau und in Bronze an Jürgen Ruzicka, 1. Stockerauer 

Ambrustschützenverein.  

Sportehrenzeichen ohne Lorbeer geht in Gold an Gerald Moll, Stock City Oilers Eissportverein 

Stockerau, in Silber an Brigitte Scheidl, FAC Gitti City Stockerau und in Bronze an Sabine 

Hirschler, Taekwondo Kumgang Stockerau.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, diese Sportehrenzeichen zu beschließen und ich ersuche um 

Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit und ich bedanke mich herzlich. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 



-7- 
Gemeinderat 21.02.2024 

2. Verleihung „Stockerau dankt“ – Karl Sauer  
 

Völkl: Wir kommen nun zur Verleihung der Medaille „Stockerau dankt“. Es geht hier um einen 

Mann, der jahrzehntelang für die Stockerauer Au, also für die Jagdgesellschaft verantwortlich 

war und Jagdaufseher, Jagdpächter und Jagdleiter-Stellvertreter und auch selbst Jagdleiter 

gewesen ist. Karl Sauer legt seine Funktion zurück und übergibt sie an seinen Sohn Bernd 

Sauer. Ich muss sagen, es war eine ausgezeichnete, wirklich sehr gute Zusammenarbeit. Der 

Karl Sauer ist ein sehr sozialer Mensch und hat immer wieder Benefizveranstaltungen 

gemacht. Das Geld vom letzten Weihnachtsmarkt geht an „Lernen unter Sternen“. Karl ist 

Heger und Pfleger und mit vollem Herzen der Jagd und der Stockerauer Au verbunden.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen. Der Gemeinderat der 

Stadt Stockerau spricht sich dafür aus, dass an Herrn Karl Sauer die Medaille „Stockerau 

dankt“ verliehen wird. Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung, sehe hier Einstimmigkeit 

und bedanke mich herzlich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Wir kommen nun zu den Anträgen des Herrn Stadtrates für Finanzen und ich erteile Gerhard 

Dummer das Wort. 

 

 

 

3. Förderungsvertrag KPC – ABA BA 26 
 

Dummer: Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren, einen schönen 

guten Abend wünsche ich. Ich habe einiges an Geld zu besorgen für die Investitionen des 

heurigen Jahres. Das erste ist erfreulich ein, Förderzuschuss von der KPC betreffend der 

ABA, also den Kanal, Bauabschnitt 26. Da haben wir über das Büro Lengyel einen 

Förderantrag eingebracht beim Bundesministerium und haben auch eine Zusage bekommen. 

Die Investitionskosten belaufen sich auf 755.000 €. Wir bekommen einen Zuschuss in Höhe 

von 10 %, also 75.500 €. Die Finanzierung steht sich also so dar. Die Anschlussgebühren 

machen wir aus 9.679,17 € und 75.500 € bekommen wir vom Bund und 669.820,83 bezahlen 

wir. 2021 haben wir das Projekt eingereicht. Es ist auch fertig gesteckt und abgerechnet. Und 

jetzt geht es nur mehr darum, diese Förderzusage anzunehmen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, den Förderungsvertrag 

betreffend ABA BA 26 mit der Antragsnummer C105315 abgeschlossen zwischen dem 

Bundesministerium für Landwirtschaft, Regionen und Tourismus, Umwelt und Wasser-

wirtschaft als Förderungsgeber, welcher durch die kommunale Public Consulting GmbH 
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vertreten wird und der Stadtgemeinde Stockerau als Förderungsnehmer wird mittels 

beiliegender Annahme Erklärung genehmigt. Ich ersuche eine Zustimmung. 

 

Völkl: Gibt es Wortmeldungen? Wenn nicht, bitte ich um Abstimmung und ersuche ein Zeichen 

der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

4. Erhöhung Übernahme Haftung KIG – Sanierung Lindenhof 
 

Dummer: Nächster Tagesordnungspunkt ist die Erhöhung der Übernahme der Haftung für die 

KIG zur Sanierung des Lindenhofes. In der Gemeinderatssitzung vom 27.09.2023 haben wir 

bereits eine Haftungsübernahme in Höhe von 1 Mio. € beschlossen und die soll nunmehr auf 

1,5 Mio. € erhöht werden. Die Ursache ist, dass einige Mieter aus den Stiegen, die jetzt nur 

zur Sanierung anstehen, dauerhaft in Ausweichwohnungen übersiedeln. Es sind jetzt mehr 

Wohnungen auch in diesen Stiegen zur Verfügung, die wir generalsanieren im Zuge der 

Gesamtsanierung. Es sind dann insgesamt 48 Wohnungen, die wir im Zuge der 

Gesamtsanierung jetzt mitsaniert haben. Die Kosten pro m2 sind rund zwischen 800 € und 

900 €. 23 Wohnungen wurden schon vor 2020 saniert, da haben wir jetzt nur mehr 

Adaptierungen machen müssen. Nur eine Wohnung ist noch im Originalzustand, die können 

wir dann zum Museum erheben. Wir haben auch bei dieser Wohnung schon die Eingangstüre, 

die Fenster getauscht und Strom und Heizung auf den neuesten Stand gebracht, weil wir auf 

Fernwärme umgestellt haben. Die Kosten für die Übersiedlung, Rückübersiedlung, für Möbel, 

Elektrogeräte, für die Ausweichwohnungen, für Lagercontainer und ähnliches schlagen sich 

mit 220.000 € zur Buche. Viele Dinge davon können wir weiterverwenden. Wir haben eben 

Ausweichwohnungen möbliert, sodass wir zumindest eine Küche und eine Waschmaschine 

und zwei Kästen drinnen haben. Die können wir natürlich im Zuge der Vermietung 

weiterverwenden. Es gab dann durch Witterungseinflüsse und Leistungsverzug einzelner 

Gewerke inzwischen noch einiges an Bauzeitverlängerung, die eingetreten ist. Die 

ursprünglich geplanten 15 Monate werden nicht mehr halten. Wir rechnen jetzt mit 21 Monate 

für die Gesamtsanierung, sodass wir, ich klopfe aufs Holz, im Juli 2024 endgültig die 

Sanierung abschließen können. Es hat natürlich in der Zeit Indexanpassungen gegeben. Das 

alles wirkt sich natürlich auf die Projektkosten aus. Die Gesamtprojektkosten sind nunmehr 

10.080.000 €. Davon sollen 8,5 Mio. € durch Darlehen und 1,58 Mio. € aus Eigenmitteln 

finanziert werden. 7 Mio. € Darlehen haben wir schon beschlossen und die 1,5 Mio. € sind 

jetzt die Ergänzungsfinanzierung. Aufgrund der stark angestiegenen Zinsen werden wir in 

Zukunft natürlich Projekte zur Gänze finanzieren müssen. Da kommt uns entgegen, dass jetzt 

der Bund auch das Thema thermische Sanierung als wichtig erkannt hat und auch das Thema 

raus aus Öl und Gas. Wir haben ja 72 Wohnungen von Gasthermen auf Fernwärme umgestellt 

bei dem Projekt. Da sind wir auch bemüht, dass wir nur eine Zusatzförderung kriegen aus 
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diesem Topf. Für die zukünftigen Projekte gibt es die Möglichkeit diese Bundesförderungen 

zusätzlich und den Landesförderungen in Anspruch zu nehmen. Und wie ich höre, gibt es 

auch Überlegungen, dass das Land die Althaussanierungsförderung noch einmal deutlich 

verbessert, sodass wir bei den künftigen Projekten nicht mehr so einen hohen 

Eigenfinanzierungsanteil tragen müssen. Das können wir uns jetzt auch nicht leisten. Also die 

Eigenmittel haben wir nicht, dass wir bei jedem Sanierungsprojekt 1,5 Mio. € oder was 

zuschießen. Das heißt, in Zukunft werden wir das aufbauen müssen auf den Mieten und auf 

den Förderungen, die es gibt. Aber die Förderlandschaft hat sich seit wir begonnen haben 

deutlich verbessert. Das werden wir auch nutzen. Beim aktuellen Stand der Zinsen müssen 

wir rund 620.000 € im Jahr an Rückzahlungen aufwenden. Einen Teil davon kriegen wir als 

Zuschuss vom Land. Jede Zinssenkung um 1% reduziert die Belastung um 50.000 €. Also ich 

wäre nicht unglücklich, wenn die Zinsen sinken. Es liegt im Amtsbericht eine sehr ausführliche 

Darstellung bei, was wir in welche Wohnungen investiert haben.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadt Stockerau 

übernimmt für die Aufstockung des bestehenden Sanierungsdarlehens über 1,5 Mio € zur vom 

Land NÖ geförderten Sanierung des Wohnhauses Schaumanngasse 18, der Wohnungen und 

der Errichtung einer PV-Anlage mit 160 kWp Leistung die Haftung für die 100 % Tochter 

Kommunale Immobilien Liegenschaftsverwaltungs- und Verwertungsgesellschaft mbH 

Stockerau bis zu einem Höchstbetrag von 1,5 Mio € zuzüglich 150.000 € für Zinsen und 

Nebengebühren mit einer Laufzeit bis längstens 30.6.2044. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung bitte vom Herrn Vizebürgermeister. 

 

Scheele: Sehr geehrte Damen und Herren, Zuhörer, Zuhörerinnen, Zuseherinnen, geschätzte 

Kolleginnen und Kollegen. Ich möchte in meiner sehr allgemein gehaltenen Wortmeldung zu 

diesem Tagesordnungspunkt und zu den folgenden Tagesordnungspunkten den Unmut der 

SPÖ-Fraktion dokumentieren. Denn immerhin reden wir jetzt bei dem jetzigen Amtsbericht 

von einer Haftungserhöhung von 500.000 €. Es folgen Darlehensaufnahmen mit einer 

Gesamtsumme, wenn ich richtig gerechnet habe, von 8,6 Mio. €. Das sind für die FPÖ-

Fraktion 120 Mio. Schilling. Und bei dieser Agenda ist es unsere Auffassung, dass es im 

Vorfeld ohne Wenn und Aber einen Finanzausschuss geben muss. Den hat es nicht gegeben. 

Ich habe das Mail vom Finanzstadtrat gelesen, dass aufgrund der Ausschussdichte, der 

Energieferien kein Termin möglich gewesen ist. Unsere Sichtweise ist folgende, dass es für 

den Finanzausschuss solche Argumente nicht gibt. Denn der Finanzausschuss ist der 

„Einserausschuss“. Wenn der nicht arbeitet oder wenn kein Geld da ist, haben auch die 

anderen Ausschüsse Pause. Ich möchte das deponieren, dass wir in Zukunft eine 

Ausschusssitzung fordern. Auf der anderen Seite erwartet man ja auch die Zustimmung von 

uns. Dankeschön. 

 

Völkl: Danke für diese Wortmeldung, Herr Stadtrat Pohl und der Herr Gemeinderat Kubat. 

 

Pohl: Von meiner Seite einen schönen Abend hier im Raume und draußen im Cyberraum. Wir 

waren sehr erstaunt, auch über die Übergabe. Wenn wir schon über Daten reden. Es war zwar 

nicht 17.41 Uhr, es war 13.40 Uhr ungefähr, dass wir heute diese doch sehr umfassenden 

Berichte bekommen haben. Das Referat 03 ist nicht umsonst an der Spitze unserer 

Tagesordnung, weil das Geld einfach das Wichtigste ist. Wir können da nicht mit, dass wir das 
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jetzt so einfach abhandeln. Wir arbeiten alle 40 Stunden und jetzt am Nachmittag geschwind 

einmal das alles durchschauen, das geht von unserer Seite aus nicht. Darum werden wir auch 

dafür sein, dass das nochmal zurück in den Finanzausschuss kommt und dass wir das dort 

ordentlich diskutieren. Wir haben ein Budget beschlossen, wir haben mit Bauchweh 

zugestimmt und jetzt kommt sowas und noch mehr Schulden, das ist für uns nicht so tragbar. 

 

Völkl: Ich möchte nur sagen, da geht es um einen Sozialwohnbau, da geht es um 

Gemeindewohnungen, die natürlich günstig sind, aber das haben sich alle verdient, dass die 

hergerichtet werden. Und sie werden schön und die Menschen sind glücklich, die wieder 

zurück übersiedeln. Das wollte ich nur sagen, das ist eine Haftungsübernahme für die KIG. 

 

Pohl: Es ist leider in der Legislaturperiode vorgekommen, dass genau solche Sachen, diese 

Vorgangsweise, kurz uns was hinwerfen, kurz davor, vielleicht im Ausschuss und frisst oder 

stirbt, macht es was oder seid ihr gegen die Mauer bei der Dings, wollt ihr die Festspiele 

umbringen, jetzt seid ihr gegen den sozialen Wohnbau, diese Botschaft ist schon noch 

angekommen. Nein, wir sind nicht gegen den sozialen Wohnbau. Zum Thema noch selber, 

da geht es eigentlich nur um die Haftung, dass wir die übernehmen. Und im Sinne einer kurzen 

Sitzung suche ich auch beim Thema zu bleiben. Wir haben zwar gesagt bei der KIG, wir wollen 

Tue Gutes und Rede darüber, aber das haben wir in der Stadtzeitung gemacht. Und das ist 

hier vielleicht der falsche Platz. Danke. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat und der Herr Stadtrat. 

 

Kubat: Einen wunderschönen guten Abend von meiner Seite an die Zuhörer und Zuhörerinnen 

und Zuseher und Zuseherinnen. Bezüglich der Anregung vom Herrn Stadtrat Pohl, das zurück 

dem Finanzausschuss zu überweisen, finde ich sehr gut aus mehreren Gründen. Wenn man 

sich diese Haftung anschaut, kann man eigentlich sagen, man wirft den Stockerauern und 

Stockerauern Sand in die Augen. Wenn man sagt, das ist ja nur eine Haftung und da geht es 

um die Sanierung eines Gemeindebaus, besser gesagt eines KIG-Wohnbaugebäudes, jetzt 

auf 1,5 Mio. €. Und man ist auch geneigt, dem zu glauben, weil wenn man Sand in den Augen 

hat, dann blinzelt man, man sieht etwas verschwommen. Aber was ist dann morgen? Dann 

hat man die eitrige Entzündung und man könnte das Augenlicht verlieren. Und wenn man sich 

jetzt das Gesamte anschaut bei der KIG, 2028 haben wir den Ausgliederungskredit fällig. Das 

sind etwa 46 Mio. €. Jetzt kommen weitere Kredite hinzu aufgrund der Sanierung. Der Herr 

Stadtrat Dummer erwähnte es schon, das sind 8,5 Mio. € für die Sanierung Schaumanngasse. 

Aber all diese Kredite müssen auch zurückgezahlt werden. Besonders beim Ausgliederungs-

kredit, da haben wir jetzt keine 20 Jahre mehr Zeit, sondern 4 Jahre. Und dafür übernimmt die 

Stadtgemeinde die Haftung. Die Gemeinde wird diese Haftung, sofern sie schlagend wird, 

nicht stemmen können. Die ist ja jetzt schon finanziell etwas unter Wasser. Ergo müssen 

dann, so viel zum sozialen Wohnbau, entweder die Mieten steigen, damit ich die Kredite 

bedienen kann und die Tilgungsraten oder ich muss KIG-Gebäude verkaufen. Ich glaube 

kaum, dass die Bank uns dieses Geld schenkt. Und das hat einen großen Effekt für die 

Stadtgemeinde Stockerau. Daher erstens einmal stelle ich einen Zusatzantrag, schon wie in 

der Juli-Gemeinderatssitzung 2023. „Wenn wir die Haftung übernehmen, dass sich die KIG 

verpflichtet, die Wohnhausanlage Schaumanngasse nicht zu verkaufen.“ Zweitens, aufgrund 

dieser sehr speziellen Situation, die auch immer näher rückt, einen runden Tisch aller 

Gemeinderatsfraktionen, wo wir an die Zukunft der KIG denken und arbeiten und planen. Ein 

Aufsichtsrat ist dafür nicht zuständig. Das ist eher dann schon Aufgabe eines Gesellschafters. 
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Und zwar vertritt die Bürgermeisterin die Gesellschaftsrechte nach außen, aber die 

Gemeinderatsfraktionen sind auch aus meiner Sicht Gesellschaftsvertreter. Und drittens, weil 

ja die KIG im öffentlichen Interesse steht, sollten wir auch einen eigenen Tagesordnungspunkt 

schaffen, wo wir über die KIG reden, wo wir auch Fragen stellen können und auch 

gegebenenfalls Beschlüsse fassen können. Dankeschön. 

 

Pollak: Guten Abend auch von meiner Seite. Vielen Dank für die Erteilung des Wortes. Ich 

möchte nur erwähnen, dass wir die Sanierung dieses Gebäudes für richtig und wichtig halten. 

Dass diese Geld kostet und leider mehr, als wir geschätzt haben, ist ein Fakt, wo wir nicht 

vorbeikommen. Die Kritik an der zeitlichen Abfolge der Informationen, wie wir sie gekriegt 

haben, ist aufrecht, aber dennoch halten wir es für richtig und wichtig. Denn es passiert ja hier 

nicht nur eine thermische Sanierung, die sehr wichtig ist für unsere CO2-Bilanz sondern auch 

eine Sanierung für die Bewohnerinnen und Bewohner, die dann lebenswertere Wohnungen 

vorfinden. Das heißt, so bitter die Art der Kommunikation hier war, so wichtig ist das Projekt. 

Damit werde ich auf jeden Fall dem Antrag zustimmen. 

 

Völkl: Dankeschön. Und der Finanzstadtrat wird größten Wert darauf lehnen, dass der und 

Finanzausschuss immer stattfindet vor der Gemeinderatssitzung. 

 

Dummer: Also, dieser Amtsbericht, so wie er jetzt vorliegt und handlich verschickt worden ist, 

den habe ich schon vor anderthalb Wochen an alle Mitglieder des Finanzausschusses und an 

alle Stadträte geschickt, der sollte jetzt keine Überraschung sein. Die Ausschusssitzungen 

sind sowieso ganz generell nur mehr sehr dürftig besucht. Das heißt, es ist immer ein Kampf, 

ob wir das Quorum erreichen oder nicht. Beim Finanzausschuss ist es in der Regel nicht so. 

Trotzdem ist er in die Zeit gefallen, wo ich die Woche vorher nicht da war und nachher die 

Semesterferien waren und die Ausschusswoche vor den Semesterferien war. Das war halt 

nicht anders zu machen. Die Information ist aber, wie gesagt, sehr wohl an alle 

Ausschussmitglieder eineinhalb Wochen vorher gegangen. Auch betreffend der Darlehen 

habe ich schon in der Stadtratssitzung informiert, dass das mit der Darlehensausschreibung 

sehr knapp wird und dass wir die Informationen schriftlich verteilen, weil das Ende der 

Angebotsfrist war am Freitag. Ich habe am Wochenende die Angebote gesichtet und dann 

gleich anschließend das Ergebnis verteilt, inklusive der Amtsberichte. Das ist natürlich kurz, 

aber es ist so und heuer besonders, weil es ein knappes Budget ist, dass wir die 

Darlehensaufnahmen durchführen sollten, bevor wir mit den Beauftragungen, den Projekten 

beginnen. Um diese Projekte nicht zu verzögern, ersuche ich um Verständnis, dass es diesen 

Termindruck in dem Fall gegeben hat. Wir haben im vorigen Jahr die Darlehen erst im Mai 

beschlossen, da war man entspannter, da war das Budget entspannter. Heuer ist die Situation 

eine andere und da müssen wir eine gewisse Flexibilität in dem Punkt irgendwie auch zeigen. 

Es ist notwendig, diese Darlehen zu beschließen, damit die Verwaltung die Projekte, die 

dahinterstehen, auch geordnet abarbeiten kann und wir uns da nicht angreifbar machen, 

indem wir Beauftragungen beschließen, deren Finanzierung nicht gesichert ist. Das ist der 

Hintergrund, soviel zur Erläuterung. Ich ersuche um Nachsicht und Entschuldigung, dass das 

jetzt so gelaufen ist. Ich gelobe Besserung und sie werden in Zukunft wieder vor jeder 

Gemeinderatssitzung eine Finanzausschusssitzung haben. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 
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Pfeiler: Nur zur Klarstellung, weil alle nicht die Informationen haben. Gerhard, es ist eine 

Vorankündigung gekommen am 7. Februar, dass auch acht Darlehensvergaben auf die 

Tagesordnung kommen, aber es war da inhaltlich noch nichts dabei. Und die konkrete 

Erstinformation an den Ausschuss, die du jetzt erwähnt hast, ist nicht vor zwei Wochen 

gekommen, sondern am 19. Februar. Das war vorgestern. 

 

Dummer: Nein, ich rede jetzt von der Haftung der KIG, die ist vor eineinhalb Wochen 

gekommen. 

 

Pfeiler: Ja, aber die gesamten Darlehensausschreibungen sind erst vor drei Tagen 

gekommen. 

 

Dummer: Es sind zwei Paar Schuhe. Das eine ist die KIG, die habe ich vor eineinhalb Wochen 

verschickt und bei den Darlehen war die Angebotsfrist am Freitag und am Montag. Also 

Samstag, Sonntag habe ich gearbeitet, um am Montag das verschicken zu können. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung. 

 

Dummer: Und noch kurz, was den Herrn Mag. Kubat seine Anfrage betrifft. Ja, die KIG hat 52 

Mio. € Darlehen von der Stadtgemeinde Stockerau übernommen. Davon sind jetzt noch 46 

Mio. € offen. Es gab eine Zeit, wo die KIG sich nicht sehr intensiv mit der Entwicklung der 

Immobilien beschäftigt hat, das stimmt. Ich glaube, das hat sich in den letzten fünf Jahren 

doch deutlich geändert. Wir haben ein Konzept beschlossen und das gilt es jetzt auch 

umzusetzen unter Ausnutzung möglichst vieler Förderungen. In den zehn Jahren vorher gab 

es keine einzige Förderung, die die KIG in Anspruch genommen hat. Und nur so nebenbei 

erwähnt, für den Lindenhof kriegen wir 3,5 Mio. € Förderungen. Man kann sich ausrechnen, 

was da teilweise liegen gelassen wurde an Fördermitteln. Aber, das können wir nicht mehr 

rückgängig machen, das ist verschüttete Milch. Wir können nur in die Zukunft schauen und 

das Bestmögliche draus machen, bei den Gebäuden ist das jüngste aus 1967, das sind 60 

Jahre und älter. Man kann nicht erwarten, dass die ewig stehen bleiben, wenn man nichts tut. 

Also, es ist notwendig in Immobilien zu investieren von Zeit zu Zeit. Die Förderung kann man 

übrigens alle 20 Jahre in Anspruch nehmen, das hätte man schon dreimal können. 

 

Völkl: Wenn es keine Zusatzanträge zum Hauptantrag gibt, dann würde ich ersuchen, Herr 

Gemeinderat, dass Sie ihn wiederholen. 

 

Kubat: Ich darf nochmals den Zusatzantrag von unserer Seite wiederholen „Durch die 

Übernahme der Haftung von Seiten der Stadtgemeinde Stockerau verpflichtet sich die KIG, 

die Wohnhausanlage Schaumanngasse nicht zu verkaufen“. 

 

Falb: Ich bin mir nicht ganz sicher, ob das der richtige Adressat ist. Wir sind hier im 

Gemeinderat der Stadt Stockerau. Die KIG ist jemand anderer und gehört der Stadtgemeinde 

Stockerau, wie treffenderweise festgestellt wurde. Aber es ist für diesen Antrag das falsche 

Gremium. 

 

Kubat: Nein, sehe ich nicht so. Wie Sie wissen, Herr Vizebürgermeister, ist das ja ein Vertrag 

und er bedarf Zweiseitigkeit. Auf der einen Seite die Stadtgemeinde Stockerau und auf der 

anderen Seite die KIG. Und wir sagen jetzt, wir wollen, wenn du diese Haftung übernimmst, 
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wir geben sie dir nur, liebe KIG, wenn du dich verpflichtest, das Wohngebäude, die 

Wohnhausanlage Schaumanngasse nicht zu verkaufen. 

 

Falb: Aber die KIG kann hier keine Willensbildung vornehmen.  

 

Kubat: Nein, aber die Stadtgemeinde Stockerau.  

 

Falb: Dann bitte ich, den Antrag richtig zu formulieren. 

 

Dummer: Er wurde schon einmal gestellt und ist auch beschlossen worden. Abgesehen 

davon, dass der Geschäftsführer der KIG sowieso eigenmächtig keine Immobilien verkaufen 

kann, sondern nur mit Beschluss des Aufschlussrates, gab es diesen Beschluss schon. Ich 

weiß jetzt nicht, ein Jahr her oder so, wo eben der Gemeinderat beschlossen hat, dass keine 

Immobilien ohne Zustimmung verkauft werden dürfen. Das kann man natürlich in jeder Sitzung 

wiederholen, aber es macht irgendwie keinen Sinn. 

 

Falb: Aber nochmal, der Antrag war formal falsch formuliert. 

 

Kubat: Dann formuliere ich ihn konkreter. Danke, Herr Vizebürgermeister Falb. „Die 

Stadtgemeinde gibt nur die Haftung her, wenn sich die kommunale Immobiliengesellschaft 

verpflichtet, die Wohnhausanlage nicht zu verkaufen.“ Und der Antrag vom letzten Mal wurde 

damals abgelehnt. 

 

Dummer: Es ist in keiner Weise vorgesehen. Wir werden nicht ein Gebäude um 10 Mio. € 

renovieren, schauen, dass wir sozialen Wohnbau schaffen auf neuesten Standard und dann 

verkaufen wir das Gebäude. Das wäre ein Irrsinn.  

 

Völkl: Herr Stadtrat Pohl, bitte. 

 

Pohl: Ja, ich finde es spannend, dass auf einmal die KIG ganz was anderes ist. Vorher wird 

alles vermischt in einem Amtsbericht der Gemeinde, die ganz was anderes ist wie die KIG. 

Da wird über Baudetails gesprochen und jetzt haben wir auf einmal nichts damit zu tun. Das 

kommt mir merkwürdig vor. Natürlich haben wir schon ein bisschen was dazu beigetragen. 

Wir haben natürlich die Aufsichtsratsmitglieder und die Gesellschafter und man sieht dann 

aber auch, wie oft, wie die Gefahr ist, dass man da selbst einer der zwei Kapperl aufhaut, die 

Gefahr besteht, dass er das Ganze vermischt. Ja, alleine bei dem Amtsvortrag, man sieht den 

Verfasser, und da muss man sich fragen, wo dann auch die Vereinbarkeit ist. 

 

Falb: Ich hoffe, ich habe das richtig verstanden. Aber ich glaube, ich bin sehr überzeugt davon, 

dass der Gemeinderat der Stadt Stockerau Aufsichtsräte zum Beispiel zu nichts verpflichten 

kann. Das ist einmal Punkt eins. Punkt zwei ist, es tut mir noch einmal leid, wir können hier 

keinen Antrag an die KIG stellen und abstimmen. Hier kann ein Antrag an den Gemeinderat 

der Stadt Stockerau gestellt werden und abgestimmt werden. Das sind meine sehr 

bescheidenen Einwände gewesen. Politisch ist das ein ganz anderes Thema, aber dass wir 

es zumindest formal in dem Punkt halbwegs richtig halten. Danke. 

 

Kubat: Erstens, die Stadtgemeinde kann die Haftung nur hergeben, wenn sich die KIG dazu 

verpflichtet und das kann seitens der Stadtgemeinde Stockerau der Gemeinderat Stockerau 
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beschließen. Und zweitens, okay, dann machen wir es über die Generalversammlung. Die 

Frau Bürgermeisterin vertritt ja die Gesellschaftsrechte nach außen, nach innen ist sie aber 

zum Gemeinderat abhängig. Dann können wir ja sagen, „Der Gemeinderat der Stadtgemeinde 

Stockerau beauftragt die Frau Bürgermeisterin im Rahmen der Generalversammlung, dass 

die Wohnhausanlage Schaumanngasse nicht verkauft werden darf, wenn die KIG die Haftung 

der Stadtgemeinde Stockerau annimmt“. 

 

Völkl: Wer für diesen Zusatzantrag ist, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. Fraktion der 

GRÜNEN, Gegenstimmen: Fraktion der FPÖ, der ÖVP, der SPÖ.  

 

Abstimmungsergebnis: Abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 0 ÖVP 18 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Wir kommen zum Hauptantrag und zur Abstimmung. Wenn Sie dem Antrag von Herrn 

Stadtrat Dummer zustimmen, ersuche ich Sie um ein Zeichen mit der Hand. Ich sehe hier 

Zustimmung der ÖVP, der SPÖ, der GRÜNEN. Enthaltung? Fraktion der FPÖ. Dankeschön. 

Auch eine Enthaltung. Entschuldige. Eine Enthaltung oder Gegenstimmen? Eine Enthaltung. 

Gut. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 4 GRÜNE 0 GRÜNE 1 GR Fless-Klinger 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 

 

 

 

5. Vergabe Darlehen – Gemeindestraßen 
 

Dummer: Kommen wir zu den Darlehensaufnahmen für das heurige Budgetjahr.  

Um die geplanten Investitionsvorhaben des Jahres 2024 umsetzen zu können und fristgerecht 

für die erforderliche Bedeckung und Finanzierung Sorge zu tragen, wurde von der 

Stadtgemeinde Stockerau die erforderliche Finanzierung des Jahres 2024 wie im Voranschlag 

2024 vorgesehen bzw. im ersten Nachtragsvoranschlag teilweise zu ergänzen ist, in Höhe 

von 11.670.000 € in Summe ausgeschrieben. Für jedes einzelne Projekt wird ein 

Vertragsabschluss getätigt und es folgt auch eine getrennte Zuzählung.  

Also, für das Projekt Gemeindestraßen ist die Darlehenssumme 1,6 Millionen €, 25 Jahre 

Laufzeit und die Projektumsetzung ist bis Ende des Jahres 2024. Die Tilgung beginnt am 

15.02.2025, jeweils halbjährlich im Februar und August. Die Verzinsung ist dekursiv 

halbjährlich auf Basis Kalender/Kalender. Die Annuität beträgt abhängig von der 

Zinsentwicklung mehr oder weniger 94.200 €.  
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Wir haben neun Banken angefragt und acht Banken haben ein Angebot/Teilangebot 

abgegeben, also zum Teil nicht alle angefragten Varianten und zum Teil nicht alle angefragten 

Darlehen. Folgende Varianten haben wir angefragt: Variabel, dann die Variante fix bis zum 

31.12.2027 und danach Variabel und die dritte Variante war fix bis zum Ende der Laufzeit.  

Die Angebotsprüfung hat die Bank für Kärnten und Steiermark mit einem Aufschlag von 0,39 

% auf den 3-Jahres-ICS-Swapsatz fix bis zum 31.12.2027 als Bestbieter ergeben. Bis zur 

Vollausnützung und nach der Zinsperiode gilt der 6-Monats EURIBOR + 0,39 %. Der Floor ist 

immer null, d.h. auch wenn der EURIBOR unter null sinkt oder der ICE Swap Satz, dann 

müssen wir zumindest den Aufschlag bezahlen. Der Zinssatz zum 15.02.2024 war 3,264 %. 

Der wird dann festgelegt, wenn wir das Darlehen tatsächlich aufnehmen, also der Swapsatz, 

der dann gilt für 3 Jahre plus den Aufschlag von 0,39 % ist dann der Zinssatz, der bis 2027 fix 

gilt. Es sind im Angebot auch Liquiditätspufferkosten enthalten, die kommen aber nur zur 

Anrechnung, wenn die Bonität der Stadt Stockerau für eine Refinanzierung des Darlehens 

durch die ÖMB nicht mehr ausreichend ist, davon ist in keiner Weise auszugehen. Die 

Wertgrenze gemäß § 90 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung 1973 wird durch diese Darlehens-

aufnahme nicht überschritten, weshalb hier keine Genehmigung des Landes erforderlich ist. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von € 1,6 Mio. zur Finanzierung des „Projektes 1000010 – Gemeindestraßen“ bei der 

BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3-Jahres-ICE Swap Satz (Stand 

15.02.2024 Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-

Monats-EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt.  

Gemäß § 90 Abs. 2 NÖ Gemeindeordnung ist für diese Darlehensaufnahme keine 

Genehmigung des Landes NÖ erforderlich. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Ja, die Kritik ist schon geäußert worden über den fehlenden Finanzausschuss. Die 

Gesamtheit dieser Darlehensaufnahmen wird natürlich den Schuldendienst ganz stark wieder 

strapazieren. Bei all diesen Darlehen beginnt die Tilgung Mitte Februar 2025. Das heißt, all 

diese Darlehensverpflichtungen muss dann schon der nächste Gemeinderat stemmen und 

irgendwie unterbringen, weil das nach dem nächsten Wahltermin ist. Konkret hier zu dem 

Kredit Gemeindestraßen. Wir verstehen natürlich, dass es sinnvoll und notwendig ist die 

Gemeindestraßen laufend zu sanieren und instand zu halten. Wir merken aber bei den 

Detailplanungen, dass wir seitens unserer Fraktion kaum Einfluss nehmen können, in welche 

Richtung das gehen sollte. Zum Beispiel fordern wir regelmäßig ein, dass wir bei 

Neugestaltungen Stellplatzerhebungen, Bedarfserhebungen machen, damit wir die richtige 

Balance finden zwischen Parkplatz- und Begrünungsfläche finden, um einfach zu noch 

zukunftsfitteren Gestaltungen zu kommen. Daher sehen wir es zwar notwendig, dass man das 

saniert, aber da wir das sozusagen inhaltlich kaum mitbeeinflussen können, können wir jetzt 

auch nicht unsere Zustimmung zu den Darlehensaufnahmen dazugeben. Dankeschön. 

 

Hödl: Schönen guten Abend auch von meiner Seite. Für mich ist das jetzt überhaupt nicht 

nachvollziehbar, was du da sagst. Die Verkehrsausschüsse sind typischerweise die längsten 

Ausschüsse, die bis spät in den Abend gehen. Wir diskutieren da sehr intensiv. Wir diskutieren 

durchaus über jeden Parkplatz und schauen, wo wir Bäume unterbringen. Unterm Strich sind 

die Ausschussempfehlungen typischerweise einstimmig, in seltenen Fällen in der Mehrheit. 
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Und eins muss schon klar sein, dass das Geld nicht vom Himmel regnet und das sehen wir 

auch nicht als Aufgabe des Verkehrsausschusses. Aber das, was gemacht wird, also das ist 

jetzt nicht irgendein abstraktes Darlehen, über das wir nicht in den Verkehrsausschüssen 

schon geredet hätten. Wir wissen, dass wir heuer große Projekte haben, die Strauß-

Promenade, die Rundstuck-Gasse, also da wird viele Stunden eingehend erläutert. Wir haben 

die Planer dabei, wir erörtern das, und dass wir jetzt nicht jedem Wunsch nach einem 

zusätzlichen Gutachten nachkommen. Ja, das ist so, aber dazu stehe ich. Danke. 

 

Pohl: Die Argumente haben wir schon vorgebracht, was alles vorgefallen ist, daher stellen wir 

den Antrag, die Punkte 5 bis 11 in den Ausschuss zurückzuweisen. 

 

Völkl: Bitte, Herr Stadtrat. 

 

Dummer: Nur kurz wegen der Rückzahlung, die beginnt am Februar 2025, das ist der 

frühestmögliche Rückzahlungsbeginn. Die Ausnützung soll ja bis Ende des Jahres 2024 

erfolgen und wir können nicht mit der Rückzahlung beginnen, bevor wir das Darlehen 

ausgenutzt haben. Also, die nächste Möglichkeit ist dann der Februar 2025. Wir fangen sehr 

zeitnah an und im Prinzip stehen die Darlehen alle im Rechnungsabschluss, den wir im 

Dezember beschlossen haben. Also die Höhe der Darlehen, die Laufzeiten, all diese Dinge 

sollten keine Überraschung sein. Das haben wir im Voranschlag 2024 im Dezember 

beschlossen. Da geht es nur mehr darum, zu welchen Konditionen vergeben wir das Darlehen 

an welche Bank. Dafür haben wir eine Ausschreibung gemacht, das braucht eine gewisse 

Durchlaufzeit und dann gibt es ein Ergebnis. Also, es gilt nicht zu entscheiden jetzt, ob wir das 

Darlehen aufnehmen oder nicht, dann müsste man den Voranschlag wieder aufschnüren und 

sagen, wir sanieren trotzdem keine Straßen, wir wollen kein Darlehen für die Straßen 

aufnehmen. Das steht nicht zur Diskussion. Es steht nur zur Diskussion, bei welcher Bank 

nehmen wir zu welchen Konditionen, welches Darlehen auf für die Dinge, die wir im 

Voranschlag im Dezember 2023 beschlossen haben. Also, es ist jetzt keine besondere 

Geschichte, die wir da tun. 

 

Völkl: Bitte, Herr Vizebürgermeister. 

 

Falb: Ja, danke. Ich wollte nur den Vorwurf, der zweimal gekommen ist vom Stadtrat Pfeiler, 

dass es keine inhaltliche Mitsprache, gestalterische Mitsprache der GRÜNEN gibt, in zwei 

Punkten oder anhand von zwei Beispielen wirklich widersprechen. Wir haben zu Beginn dieser 

Funktionsperiode zunächst einmal das Projekt „Donaustraße“ gehabt. In der Donaustraße hat 

man sich dann darauf verständigt, einen Planer zu nehmen, den der Herr Stadtrat Pfeiler 

verlangt hat. Die Planungen, die dieser Planer gemacht hat, wurden rundweg abgelehnt. Ganz 

im Gegenteil, es wurde von den GRÜNEN eine sehr breite Initiative gestartet und man hat 

sich aus der Zusammenarbeit, die bei der Sanierung der Donaustraße begonnen hat, 

zurückgezogen. Das zweite war das Projekt „Belvederegasse“. In der Belvederegasse hat es 

eine Verständigung und zwar eine detailreiche Abstimmung und auch eine Zustimmung 

seitens des Stadtrats Pfeiler gegeben. Diese Gestaltung der Belvederegasse ist im 

Einvernehmen mit den Anrainern, mit Bürgerbeteiligung vorgenommen worden. Es hat sogar 

eine Befragung gegeben über einige Details dieser Gestaltung und es hat auch die GRÜNE 

Fraktion sich aus diesem Konsens in der Belvederegasse zurückgezogen. Heute sind alle 

gottfroh, dass die Belvederegasse saniert wurde und auch in der Art, wie sie saniert wurde. 
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Ich wollte nur ganz einfach dem widersprechen, dass es keine Versuche gegeben hätte, die 

GRÜNEN mitzunehmen bei der Straßengestaltung. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Da muss ich jetzt natürlich schon was sagen. Das eine ist einmal „Donaustraße“. Der 

Planer war, soviel ich weiß, ein Konsens, dass man den Planer nimmt, der hat die Gemeinde 

auch in anderen Punkten schon beraten, ohne dass ich irgendeinen Einfluss draufgehabt 

hätte. Zweitens, mir geht es vor allem um die Zugänge und wie teilweise die Dinge behandelt 

werden. Wir beschäftigen uns immer ganz, ganz genau, wo sind die Leitungen und wo liegt 

das und wo ist die Einfahrt und jenes. Aber wirklich anzuschauen, wie groß ist der 

Stellplatzbedarf und wie können wir das dimensionieren und die Flächen aufteilen, das sollte 

ganz am Beginn stehen, das passiert nicht. Oder das große Thema Gustav Mahler-

Promenade wo man skizziert hat, gemeinsam mit Gutachtern, wie das gehen könnte, 

zumindest in Teilbereichen zu besseren Bepflanzungen zu kommen. Da wurde mir dann 

gesagt, meine Gutachter, meinen Ausschuss suche ich mir selber aus. Also, man wollte die 

Expertinnen und Experten, die ich vorgeschlagen habe, die an den entsprechenden Normen 

und Richtlinien auch mitgearbeitet haben für den Wurzelschutz, gar nicht hören. Und das sind 

dann einfach Dinge, die man zur Kenntnis nehmen muss natürlich, aber die dann auch in 

weiterer Folge berücksichtigt werden von uns. Danke. 

 

Völkl: Wenn es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, dann werden wir den Zusatzantrag 

über Rückverweisung in den Ausschuss vom Herrn Stadtrat Pohl abstimmen. Wer diesen 

Antrag unterstützt, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. Die Fraktion der FPÖ und 

die Fraktion der GRÜNEN.  

 

Abstimmungsergebnis: Abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 0 ÖVP 18 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Der Hauptantrag, welche Bank bekommt den Zuschlag für das Darlehen? Bitte um 

Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der ÖVP und der SPÖ. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 0 GRÜNE 5 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 
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6. Vergabe Darlehen – Ankauf Liegenschaft EZ 197 
 

Dummer: Das nächste Darlehen betrifft den Ankauf der Liegenschaft EZ197. Die Summe 

beträgt 1.420.000 €, die Laufzeit 25 Jahre. Auch hier würden wir wieder im Februar 2025 mit 

der Rückzahlung beginnen. Die Annuität beträgt 83.600 € p.a. und der Zuschlag soll wieder an 

die Bank für Kärnten und Steiermark zu den vorher genannten Bedingungen erfolgen. Zur 

Bedienung der Annuität möchte ich nur sagen, dass im nächsten Jahr Leasingzahlungen und 

Darlehensrückzahlungen in der Höhe wegfallen, in der wir jetzt neue Darlehensrückzahlungen 

eingehen. Also, bis auf die Zinsen entstehen keine zusätzlichen Kosten für die Darlehen. Das 

sind Raten, die wir jetzt schon bezahlen, die dann nächstes Jahr wegfallen und die dann durch 

diese neuen Darlehensaufnahmen wieder dazukommen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von 1.420.000 € zur Finanzierung des Projektes 1000051 „Ankauf Liegenschaft EZ 197“ 

bei der BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3 Jahres ICE Swapsatz (Stand 

15.02.2024 Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-

Monats EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt. 

Gemäß § 90 Abs 2 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des 

Landes NÖ erforderlich. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche Sie ein Zeichen der Zustimmung. Ich 

sehe hier Zustimmung der ÖVP, der GRÜNEN, der SPÖ und der FPÖ. Danke schön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

7. Vergabe Darlehen – Entsorgung 1. Teil Altlast Fuchsenbühel 
 

Dummer: Das dritte Darlehen des heutigen Abends betrifft die Entsorgung der Altlast am 

Fuchsenbühel auf der Mülldeponie. Das ist der erste Teil der Entsorgungskosten. Das ist der 

Plastikmüll von der ABS, der seit 2006 am Fuchsenbühel liegt und der Mikroplastik verteilt 

über die Landschaft. Den wollen wir jetzt endlich loswerden. Darlehenssumme 800.000 €, 

Laufzeit 25 Jahre. Hier beginnen wir auch im Februar 2025 mit der Rückzahlung. Die Annuität 

beträgt pro Jahr rund 47.100 €, also Zinsen und Kapital. Das Darlehen soll wieder an die Bank 

Kärnten und Steuermarkt mit den vorher genannten Konditionen vergeben werden. Die sind 

bei allen Darlehen die Bestbieter gewesen. 

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von 800.000 € zur Finanzierung des Projektes 1000014 „Mülldeponie 1. Teil Entsorgung 
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Altlast“ bei der BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3-Jahres-ICE-Swapsatz 

(Stand 15.02.2024 Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf 

den 6-Monats EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt. 

Gemäß § 90 Abs 2 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des 

Landes NÖ erforderlich. 

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldungen gibt, ersuche ich eine Abstimmung und um ein Zeichen 

der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

8. Vergabe Darlehen – Skaterpark 
 

Dummer: Dann komme ich zur Darlehensaufnahme für Sportplätze. Es geht konkret um den 

Skaterpark. Darlehen über 380.000 €, 120.000 € bekommen wir Förderung und die Laufzeit 

beträgt 15 Jahre. Tilgungsbeginn ist wieder der 15. Februar 2025. Bis Ende des Jahres wollen 

wir den Skaterpark spätestens fertiggestellt haben. Für Zinsen und Rückzahlung müssen wir 

im Jahr 32.200 € dafür aufwenden. Die Bank für Kärnten und Steiermark ist wieder Bestbieter 

mit den vorher genannten Konditionen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von 380.000 € zur Finanzierung des Projektes 1000005 „Sportplätze“ bei der BKS Bank 

mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3-Jahres-ICE-Swapsatz (Stand 15.02.2024 Zinssatz 

3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-Monats EURIBOR wird 

vom Gemeinderat genehmigt. 

Gemäß § 90 Abs 2 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des 

Landes NÖ erforderlich. 

 

Völkl: Eine Wort-, zwei Wortmeldungen, der Herr Stadtrat Pfeiler und der Herr Gemeinderat 

Kubat und der Herr Stadtrat Pohl hat sich auch gemeldet, bitte. 

 

Pfeiler: Dankeschön. Das Projekt Skaterpark ist ein sehr schönes und ansprechendes Projekt. 

Das ist positiv. Manöverkritik finde ich, sollte man anbringen, wie generell dieses Projekt aus 

der Dorf- und Stadterneuerung hervorgegangen ist. Wie gesagt, ein positives und für die 

Umsetzung sicher gutes Projekt. Insgesamt muss man kurze Kritik an der Dorf- und 

Stadterneuerung anführen, wie die gelaufen ist. Ich glaube, die ist nicht gut gelaufen. Es gab 

viel Frust bei denen, die sich engagiert und eingebracht haben. Es ist dann einfach 

irgendwann die Betreuung einfach abgerissen. Es war schwer einen Status zu kriegen. Es 

war auch schwer zu überblicken, wo dann eigentlich letzten Endes die Entscheidungen fallen, 
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welche Projekte ausgewählt werden. Also, das war glaube ich, nicht ganz optimal. Das sollte 

man das nächste Mal anders und ein bisschen transparenter durchführen. Eine Frage noch 

zur Förderung. Die aktuelle Förderung „Dorf- und Stadterneuerung“ ist ja umgestellt worden. 

Und nach den aktuell veröffentlichten Förderrichtlinien sind pro Projekt nur 20.000 € 

förderfähig. Bei dem Projekt geht man jetzt von anderen Fördersummen aus. Da wollte ich 

nur wissen, wie das jetzt mit den Förderungen aussieht, was die Vereinbarungen sind und ob 

wir eventuell noch unter älteren, günstigeren Förderbedingungen das Projekt abwickeln 

können. Danke. 

 

Dummer: Also, die alte Förderung hat 50 % zum Inhalt gehabt. Wäre eigentlich ein weitaus 

höherer Betrag noch. Wir haben dann erfahren im Zuge der Einreichung, dass es intern einen 

Deckel beim Land gibt und der Deckel sind eben 120.000 €. Das gilt aber nur mehr für 

Projekte, die bis 31.12.2023 eingereicht wurden, was wir getan haben. Und jetzt sind es nur 

mehr 20.000 € pro Projekt. Jetzt gibt es auch keine Betreuung mehr in dem Sinn, sondern 

jede Gemeinde kann pro Jahr maximal zwei Projekte einreichen und maximal zwei Projekte 

werden mit 20.000 € gefördert Wir sind da noch in der alten Förderung. Also, entweder 

machen wir es jetzt oder nie. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pohl, bitte. Ich meine, der Herr Gemeinderat Kubat, hast du auch eine 

Wortmeldung? Gut, danke. Dann der Herr Stadtrat. 

 

Pohl: Das ist wirklich ein tolles Projekt. Vor allem, dass es aus der Stadterneuerung 

herausgekommen ist, wo starke Bürgerbeteiligung war. Das war ganz toll und die Skaterszene 

hat sich ganz toll eingesetzt und sehr stark mitgearbeitet. Das ist das, was wir uns unter 

Bürgerbeteiligung vorstellen, das finden wir wunderbar. Wir haben glaube ich, 380.000 € für 

heuer veranschlagt. Jetzt höre ich, dass man statt der 120.000 € Förderung, wie gesagt, 

zuerst diese Informationen, die wir hatten, bis zu 55 %. So viel Geld in einem Jahr 

auszugeben, wo es um die Finanzen schlecht steht, das ist für uns nicht so sehr tragbar. Jetzt 

würde ich einerseits gerne wissen, wenn wir Schätzkosten brutto haben und nur 26.000 € 

Förderung, wie du auf die 380.000 € kommst? 

 

Dummer: Ja, das eine waren Indikationen, die von dieser Arbeitsgruppe eingeholt wurden für 

eine Fläche von 800 m2. Das andere ist das Ergebnis einer Ausschreibung und eines 

Wettbewerbs, wo sich Firmen beteiligt haben, sich Gedanken gemacht haben, einen Entwurf 

gemacht haben und dann ein Angebot abgegeben haben. Das wurde nachverhandelt und die 

Fläche im Zuge der Projektierung wurde von 800 auf 1.200 m2 erweitert. Wir vertreten den 

Ansatz, wenn wir etwas machen, machen wir es ordentlich oder gar nicht und dann haben wir 

die Fläche, die zur Verfügung steht, soll bestmöglich ausgenutzt werden. 

 

Pohl: Das weiß ich alles, Gerhard. Meine konkrete Frage war, ich kann jetzt noch keine Zahl 

nennen. Wenn du von den Schätzkosten, die in den Projektkosten drinnen stehen, die 26.000 

€ abziehst, wie du auf die 380.000 € Finanzierung kommst? 

 

Dummer: Wir haben 500.000 € Projektkosten, 120.000 € ist Förderung, 380.000 € finanzieren 

wir mit Darlehen. Was ist da nicht zu verstehen? 

 

Pohl: Ich weiß nicht, ob ich das nennen darf, das ist im Amtsbericht. Wollen wir kurz 

unterbrechen? Die Beauftragung ist eben nicht der öffentliche Teil. 
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Dummer: Also bei der Beauftragung? 

 

Pohl: Beauftragung haben wir 55.000 € 

 

Dummer: Also, wenn wir das Darlehen nicht beschließen, brauchen wir die Beauftragung auch 

nicht beschließen. 

 

Völkl: Wir beschließen jetzt das Darlehen und ich würde dich ersuchen, dass du diese Frage 

stellst, dort wo sie dazugehört. 

 

Pohl: Wenn wir aber von einer Finanzierung ausgehen, die weit über dem liegt, ist es für mich 

nicht verständlich. 

 

Dummer: Ich habe jetzt den anderen Antrag nicht vor mir, das kann man nachher diskutieren, 

aber die Projektkosten sind 500.000 € netto, ohne Mehrwertsteuer und 600.000 € mit 

Mehrwertsteuer. Wir gehen davon aus, dass wir uns die Mehrwertsteuer abziehen können bei 

der Sportanlage. 

 

Pohl: Habt ihr euch darüber nicht informiert? Im Nachhinein sind wir daraufgekommen, da tut 

mir im Herzen weh. 

 

Dummer: Wir haben uns auch abgestimmt mit unserem Steuerberater. Wir gehen davon aus, 

dass wir die Vorsteuer abziehen können. Wenn eine Steuerprüfung beim Finanzamt ergibt, 

das ist doch nicht so, dann kann ich das jetzt nicht vorweg sehen. Aber die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen für den Vorsteuerabzug sind grundsätzlich erfüllt. 

 

Pohl: Gut, wir werden trotzdem schweren Herzens, auch wenn es mir als Sportstadtrat wehtut, 

dagegen stimmen. 

 

Völkl: Wenn es keine weiteren Wortmeldungen gibt, kommen wir zur Abstimmung und ich 

ersuche Sie um ein Zeichen der Zustimmung. Hier zur Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der 

SPÖ und der GRÜNEN. Gegenstimmen? Gegenstimmen die Fraktion der FPÖ. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

 

 

9. Vergabe Darlehen – Wasserversorgung 
 

Dummer: Das nächste Darlehen wäre für die Wasserversorgungsanlage, also für unsere 

Wasserleitungen. Da sind umfangreiche Instandhaltungsarbeiten notwendig. Die 

Darlehenssumme beträgt 1,4 Mio. €, 25 Jahre die Laufzeit. Die Umsetzung erfolgt laufend bis 
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zum Ende des Jahres 2024, die Rückzahlung im Februar 2025. Die Annuität beträgt in dem 

Fall 82.400 € pro Jahr. Die Bedeckung des Schuldendienstes erfolgt unter Berücksichtigung 

kostendeckender Gebühren für die Wasserversorgung. Bestbieter ist auch in diesem Fall die 

Bank für Kärnten und Steiermark mit 0,39 % Aufschlag auf den ICE-Swap. Gemäß § 90 

Absatz 4 der NÖ Gemeindeordnung, ist für diese Darlehensaufnahme keine Genehmigung 

des Landes NÖ erforderlich. Das ist für die Wasserversorgung und für die Kanalanlage.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von € 1,400.000 zur Finanzierung des Projektes 1000011 „Wasserversorgungsanlagen“ 

bei der BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3-Jahres-ICE-Swapsatz (Stand 

15.02.2024 Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-

Monats EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt. 

Die Bedeckung des Schuldendienstes erfolgt unter Berücksichtigung kostendeckender 

Gebühren. Gemäß § 90 Abs 4 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine 

Genehmigung des Landes NÖ erforderlich. Ich ersuche eine Zustimmung. 

 

Völkl: Ist das eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Klinger? Bitteschön. 

 

Klinger: Ich möchte auch noch einmal alle herzlich begrüßen. Ich habe ein paar Gedanken 

und Fragen zu den beiden folgenden Darlehen, die ich ersuche um Klärung. Die Gelder für 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sind durch die Vorschreibungen und 

Einnahmen von der Stockerauer Bevölkerung gedeckt. Und es gibt einen Überschuss, der als 

Reserve vorhanden ist bzw. für die Instandhaltung, Wartung und Erneuerung Verwendung 

findet. Jetzt stelle ich fest, jetzt werden dafür Darlehen aufgenommen. Wo ist das 

zweckgebundene Geld? Reicht es nicht aus? Für mich ist nicht klar, wofür die Darlehen 

dienen. Weiters fühle ich mich gedrängt, da ich ja nicht gegen etwas stimmen kann, was 

unbedingt notwendig ist. Aber davon ausgehe, dass sich zumindest die Gelder für diese 

beiden Bereiche selbst erhalten durch die Bezahlung der Bevölkerung. Also die direkte Frage, 

wozu dienen die Gelder, die bei diesen Darlehen aufgenommen werden sollen? 

 

Dummer: Die Überschüsse reichen nicht, um diese 1,4 Mio. € zu decken, das ist klar. Wir sind 

eine Stadt mit sehr niedrigen Gebühren in vielen Bereichen. Bei Wasser, Kanal, Müll sind wir 

eine der billigsten Städte im Umland sowieso, aber ich glaube auch in ganz NÖ. Dadurch 

haben uns in der Vergangenheit immer wieder auch die Mittel gefehlt für die notwendigen 

Sanierungsmaßnahmen. Und wir haben jetzt einen erhöhten Sanierungsbedarf, einen 

gewissen Rückstau, den wir aufholen. Und natürlich müssen wir auch aus diesen Gebühren 

nicht nur die laufenden Kosten decken, sondern auch die Darlehen, die Investitionen, die 

Instandhaltungsarbeiten. Es ist einfach so, wenn wir das mit Darlehen langfristig finanzieren, 

das sind ja auch Investitionsgüter, die langfristig zur Verfügung stehen, dann ist es uns 

möglich, auch längere Zeit das Sanieren der Wasserleitungsanlagen, das sind über 120 km, 

so fortzuführen, wie wir das jetzt tun. Das war nicht immer so, aber unsere Absicht ist es, 

jedes Jahr 1,5 Mio. € plus/minus in Kanal und Wasser zu investieren. Und vorausschauend in 

die Richtung ist es zweckmäßig, dass wir das mit Darlehen machen und dann die 

Überschüsse für die Tilgung der Darlehen verwenden. Und derzeit, so wie es auch tut, auch 

für die sehr hohen Zinsbelastungen, die es in vielen Bereichen gibt. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 
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Kubat: Ich möchte gerne die Manöverkritik von meinem Gemeinderatskollegen Klinger 

verstärken. Wir bilden auch keine Rücklagen für diese Überschüsse. Diese Überschüsse, 

wenn man das so haben will, verzeihen Sie mir auch den saloppen Ausdruck, verschwinden 

dann im Budget oder in die Budgetlöcher der Titanic Stadtgemeinde Stockerau. 

 

Dummer: Eines dieser Budgetlöcher sind sie, weil in diesen Kosten, die wir zurechnen den 

Wasserversorgungsanlagen, sind die Oberhilfekosten nicht berücksichtigt. Und die sind 

beträchtlich. Würden wir die auch berücksichtigen, dann gibt es keine Überschüsse, die wir 

verwenden oder rücklegen können. Und es ist so, dass der Gemeinderat bezahlt werden 

muss, dass die Verwaltung bezahlt werden muss. Das tun wir im Rechnungsabschluss so 

nicht darstellen, aber das sind Fakten, die sind da. Und die Kosten, die da sind, also da können 

wir sagen, steckt mein Kopf in den Sand, die gibt es nicht, aber die gibt es. Außer Sie 

verzichten auf die Entschädigung. Das würde einen wesentlichen Beitrag leisten. 

 

Völkl: Gibt es noch weitere Wortmeldungen? Dann stimmen wir ab und ich ersuche um ein 

Zeichen der Zustimmung und ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

10. Vergabe Darlehen – Abwasserbeseitigung 
 

Dummer: Das nächste ist die Kanalanlage, Abwasserbeseitigungsanlage. Auch hier haben 

wir vor ein Darlehen aufzunehmen in Höhe von 1,4 Mio. € für die Sanierungsarbeiten. Soweit 

ich mich erinnere, ist der Budgetansatz ein bisschen höher, aber die 1,4 Mio. € brauchen wir 

als Darlehen mit einer Laufzeit von 25 Jahren. Die Rückzahlung beginnt wieder im Februar 

2025. Die Ausnutzung des Darlehens soll bis Ende des Jahres 2024 erfolgen. Die 

Rückzahlung beträgt 82.400 € pro Jahr. Und die Bedeckung des Schuldendienstes erfolgt 

unter Berücksichtigung kostendeckender Gebühren für die Abwasserbeseitigung, also die 

Kanalgebühren. Bei der Angebotsprüfung hat sich die Bank für Kärnten und Steiermark auch 

in diesem Fall als Bestbieter erwiesen.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Die Darlehensaufnahme 

in Höhe von € 1,400.000 zur Finanzierung des Projektes 1000012 „Abwasserbeseitungs-

anlagen“ bei der BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3 Jahres ICE Swapsatz 

(Stand 15.2.2024 Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 

6-Monats EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt. 
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Die Bedeckung des Schuldendienstes erfolgt unter Berücksichtigung kostendeckender 

Gebühren. Gemäß § 90 Abs 4 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine 

Genehmigung des Landes NÖ erforderlich. Ich ersuche um Zustimmung. 

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldungen gibt, ersuche ich um Abstimmung und ein Zeichen der 

Zustimmung. Einstimmigkeit, Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

11. Vergabe Darlehen – Umfinanzierung 8 Darlehen 
 

Dummer: Gut, dann kommen wir zum letzten Darlehen. Das betrifft die Umschuldung von acht 

Darlehen. Diese acht Darlehen haben eine mittlere Laufzeit von 10 Jahren. Das neue 

Darlehen soll deswegen für diese 10 Jahre aufgenommen werden. Die Summe ist 1.670.000 

€. Wir werden das ehestmöglich über die Bühne bringen, weil wir uns beträchtliche Zinsen 

ersparen. Die bestehenden Darlehen haben Zinsen deutlich über 5%, das neue Darlehen liegt 

bei ungefähr 3 %. Also, wir ersparen uns 2% Zinsen in dem Fall. Die Rückzahlung soll im 

Februar 2025 beginnen und beträgt in diesem Fall 197.100 €. Das ist das, was wir jetzt auch 

zahlen. Also, es sind keine Mehrkosten. Es ergeben sich nur wesentliche Zinseinsparungen 

durch diese Umfinanzierung. Bestbitter ist in dem Fall die Bank für Kärnten und Steiermark 

wenig überraschend.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Darlehensaufnahme in 

Höhe von € 1.670.000 zur Finanzierung des Projektes „Umfinanzierung 8 Darlehen“ bei der 

BKS Bank mit einem Aufschlag von 0,39 % auf den 3 Jahres ICE Swapsatz (Stand 15.02.2024 

Zinssatz 3,264 %) fix bis zum 31.12.2027 danach 0,39 % Aufschlag auf den 6-Monats 

EURIBOR wird vom Gemeinderat genehmigt. 

Gemäß § 90 Abs 4 Z 10 NÖ GO 1973 ist für die Darlehensaufnahme keine Genehmigung des 

Landes NÖ erforderlich. 

Gestatten Sie mir noch einen kurzen Nachsatz, weil das nicht als Frage gekommen ist, was 

ich aber erwartet habe. Warum wir jetzt Darlehen mit einem Fixzins aufnehmen für drei Jahre. 

Das ist dem Markt geschuldet, EURIBOR Zinsen wären derzeit bei 4,29 %. Der Fixzinssatz 

ist 1% runter, also wir sparen uns rund 110.000 € Zinsen im Jahr. Und wir rechnen also nicht 

damit, die Finanzverwaltung und ich, dass die Zinsen sehr rasch um mehr als 1% sinken. Wir 

haben schon die Hoffnung, dass die Zinsen zurückgehen. Die Frage ist eben das Tempo und 

in welcher Höhe werden die Zinsen sinken. Darum haben wir jetzt vorgeschlagen und es ist 

dankenswerterweise bis jetzt auch angenommen worden, dass wir das fix für drei Jahre 

machen und danach variabel. Danach können wir neu entscheiden, je nachdem wie die 

Marktlage in diesen unsicheren Zeiten ist. 
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Völkl: Es gibt zwei Wortmeldungen, der Herr Stadtrat Pohl und der Herr Stadtrat Rosenberger.  

 

Pohl: Entschuldige, danke. Danke Gerhard, das ist immer eine tolle Sache, wenn wir uns 

etwas ersparen. Was ich jetzt nicht rauslesen kann, ich nehme an, die alte Bank wird 

irgendwelche Kosten dafür verlangen, dass wir stornieren. 

 

Dummer: Nein, wir haben die Möglichkeit zur nächsten Fälligkeit bei diesen Darlehen 

auszusteigen. Das heißt, wir können nicht einfach von heute auf morgen aussteigen, sondern 

wenn das nächste Mal die Zinsfälligkeit ist, können wir ohne Kündigungsgebühr das Darlehen 

bekommen. Und das haben wir vor und darum wird sich das eine Zeit ziehen, bis wir alle 

Darlehen abgedeckt haben. 

 

Völkl: Dankeschön, Herr Stadtrat Rosenberger, bitte. 

 

Rosenberger: Einen schönen guten Abend von meiner Seite an unsere Gäste und an die 

Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau Bürgermeister, lieber Gerhard. Die Umschuldung von 

acht Darlehen, Umfinanzierung von acht Darlehen, ich habe es mir überblicksmäßig einmal 

angeschaut. Grundsätzlich ist es mir auch klar, aber was für mich nicht wirklich 

nachvollziehbar und transparent ist, ist wie sich diese Darlehen zusammensetzen. Es wäre 

natürlich interessant, welche acht Darlehen sind es. Wie schaut das einzelne Darlehen aus? 

Genau das, was man eigentlich im Finanzausschuss im Detail erörtern und sich ansehen hätte 

können, um ein bisschen einen Einblick zu bekommen. Vor allem, wie schaut es aus, warum 

mache ich das in einer Hochzinsphase? Wann habe ich das eine oder andere Darlehen zu 

einem offensichtlich hohen Zinssatz aufgenommen? Wie schauen die Restlaufzeiten aus? Es 

ist gut, wenn ich den Durchschnitt weiß, aber der Durchschnitt sagt nicht wirklich etwas 

darüber aus, weder von der Laufzeit noch von den Zinsen her, wie das eine oder andere 

zustande gekommen ist. Das ist für mich ein klassischer Punkt für mehr Details. 

 

Dummer: Da war ich zu unpräzise, das ist der gewichtete Durchschnitt. Wir haben schon die 

Darlehenssumme mit der Restlaufzeit. Das ist schon gewichtet nach dem jetzigen, also es ist 

keine Verlängerung der Laufzeit. Sonst bräuchten wir die Zustimmung der Aufsichtsbehörde. 

 

Rosenberger: Umso interessanter ist natürlich, wie es ausschaut. 

 

Dummer: Ja, gibt es, haben wir sich damit beschäftigt. 

 

Rosenberger: Dem Antrag ist es auch nicht beigelegen. 

 

Dummer: Berechtigt. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat Kubat, bitte. 

 

Kubat: Dankeschön. Vorweg möchte ich sagen, ich verdiene, glaube ich, 540 € im Monat, 12 

Mal im Jahr, also billiger als jeder Bereichsleiter der Stadtgemeinde Stockerau. Zweitens zum 

Amtsbericht. Sie sprachen jetzt, Herr Stadtrat Dummer, von Darlehen und Umfinanzierungen. 

Aber der Amtsbericht heißt, um die geplanten Investitionsvorhaben des Jahres 2024 

umsetzen zu können und fristgerecht für die erforderliche Bedeckungssorge zu tragen. Punkt, 
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Punkt, Punkt. Also, so verstehe ich es jetzt, es geht eigentlich um Investitionen, die wir 

bedecken wollen und nicht um eine Darlehensumschuldung. Und dann steht weiter, in Höhe 

von 11.670.000 € und weiter unten ist dann doch die Darlehenssumme von 1.670.000 €. 

Könnten Sie mich da etwas aufklären? 

 

Dummer: Das ist das Präambel, das für alle Darlehen in Summe gilt. Das ist nicht nur jetzt 

dieses eine Darlehen, das ist bei allen Darlehen. Beim ersten Darlehen habe ich das schon 

verlesen. Das ist die Summe der Darlehen, die wir aufnehmen für Investitionen. Diese 

Darlehen, die wir jetzt umfinanzieren, sind auch für Investitionen gewesen. Die haben wir nicht 

zum Spaß aufgenommen. Da haben wir in der Vergangenheit investiert und jetzt werden die 

umfinanziert, damit wir uns 2 % im Schnitt Zinsen ersparen. Die Tabelle kann ich gerne 

nachliefern. Also, es ist natürlich verfügbar und wir haben das auch so gerechnet. Aber es ist 

richtig, das hätte ich mitschicken können. Das ist dadurch, dass die Angebote relativ spät 

gekommen sind, ein bisschen untergegangen. 

 

Völkl: Bitte, Herr Stadtrat Osmanovic. 

 

Osmanovic: Schönen guten Abend auch von meiner Seite. Vielen Dank für die Ausführungen. 

Der Herr Vizebürgermeister Scheele hat das anfangs gesagt beim Tagesordnungspunkt 4, 

dass wir das gerne im Ausschuss besprochen hätten. Es sind hier noch einige Fragen offen. 

Wir wollen uns das Thema in Ruhe anschauen und bevor Dinge nachgereicht werden, eine 

Zustimmung zu geben, das geht sich für uns so nicht aus. Deswegen stelle ich den 

Rückverweisungsantrag, diesen Tagesordnungspunkt in den zuständigen Ausschuss 

rückzuverweisen und ersuche um Zustimmung. Danke. 

 

Völkl: Dann stimmen wir diesen Rückverweisungsantrag ab. Und ich ersuche um ein 

Zeichen. Ich sehe hier Zustimmung die Fraktion der FPÖ, der GRÜNEN und der SPÖ. 

Gegenstimmen? 

 

Scheele: Entschuldigung Peter, du hast zuerst aufgezeigt. Die Hand war in der Höhe. 

Entschuldigung, wie soll ich das wissen? 

 

Abstimmungsergebnis: Stimmengleichheit – abgelehnt  

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Völkl: Das muss ich jetzt sagen, das ist nicht immer eindeutig bei der Abstimmung. 

 

Scheele: Ich sage nur, dass die Hand in der Höhe war. 

 

Völkl: Gegenstimmen? Die Fraktion der ÖVP. Dankeschön. Ich kann es noch einmal 

wiederholen, Herr Vizebürgermeister. Dann machen wir es noch einmal. Wer ist für den 

Rückverweisungsantrag? Fraktion der FPÖ, Fraktion der GRÜNEN, Fraktion der SPÖ, das 

sind 18 und jetzt Gegenstimmen? Die Fraktion der ÖVP. Eine Wortmeldung bitte. 
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Falb: Ich habe zuvor eine Wortmeldung gehabt, bevor wir zum Abstimmen über den 

Hauptantrag kommen. Es gibt gebetsmühlenartig Kritik von dir, Kollege Kubat, an der 

Bereichsleiterebene. Die ist immer unsubstanziert, das ist ganz einfach populistisches 

Hinhauen auf Leute, die deiner Meinung nach zu viel verdienen, von denen es im Rathaus zu 

viele gibt, die offensichtlich unnötig sind in der Form, wie sie im Rathaus arbeiten. Ich weise 

diese Kritik zum wiederholten Mal zurück. Wir haben auch, um dir entgegenzukommen, vor 

mehr als einem Jahr eine Aussprache im Rathaus gehabt mit dem Personalchef, mit der 

Stadtamtsdirektorin. Und wir haben im Detail die Arbeit und auch die Einkommensgeschichten 

durchbesprochen, die dazu korrespondierenden. Ich lade dich ein, sollte es bei dir noch immer 

Unklarheiten über dieses Thema geben, dann noch einmal die Einladung zu einer Aussprache 

anzunehmen, damit wir dieses Thema besprechen können. Es sind Bemerkungen, die jeder 

Grundlage entbehren, die ganz einfach gemacht werden aus irgendeinem populistischen, aus 

einem Neidreflex heraus, den ich nicht verstehen kann. Die Kosten, die hier verursacht 

werden, stehen in keiner Relation zum Nutzen. Sie sind geringer, auch absolut, als wir sie in 

der vorherigen Organisation hatten. Das weißt du, darüber bist du informiert. Und es ist ganz 

einfach nicht okay, dauernd auf diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hinzuhauen. Danke. 

 

Völkl: Ich muss das auch sagen, und ich danke dir für diese Wortmeldung. Es entbehrt jeden 

Respektes, wenn das hier ob es passt und gar nicht Tagesordnungspunktinhalt ist, wenn das 

so gesagt wird. Es sind Menschen, die sitzen hier im Raum, die bringen ihre Leistung und wir 

sind sehr dankbar für den Beitrag, den sie für diese Gemeinde leisten. Wir stimmen nun den 

Hauptantrag an. Wer dem Hauptantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen. 

18, die Fraktion der ÖVP. Gegenstimmen: Fraktion der FPÖ, der GRÜNEN, der SPÖ. 

 

Falb: Das ist nicht angenommen. 

 

Abstimmungsergebnis: Stimmengleichheit – abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Völkl: Keine Mehrheit. Dankeschön. Wir kommen nun zu den Anträgen vom Herrn Stadtrat für 

Beteiligungen und Liegenschaften. 

 

 

 

12. Beauftragung – Schadensbehebung Volksschulen 
 

Wird abgesetzt! 

 

Bgm, Franta, Osmanovic verlassen die Sitzung 20:16 Uhr 
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13. Grundbenützung Netz NÖ – Bereich Senningbach  

 und Dr. Fuchsgasse 
 

Koll: Dankeschön. Ich wünsche allen, insbesondere denen, die virtuell dabei sind, einen 

wunderschönen guten Abend. Mein erster Antrag betrifft einen Antrag der Netz NÖ betreffend 

Grundbenutzung im Bereich Senningbach und Dr. Fuchsgasse. Sie können sich erinnern, wir 

haben am 13.12.2023 einen Dienstbarkeitsvertrag mit der EVN Wärme wegen der Verlegung 

von Fernwärmeleitungen und am 27.09.2023 einen Dienstbarkeitsvertrag für die Errichtung 

einer Trafostation am Johann-Böhm-Weg beschlossen. Nun erreicht uns der zusätzliche 

Wunsch, dass wir auch zustimmen, dass dort elektrische Leitungen, Schalt- und Umspann-

anlagen, zugehörige Erdungsanlagen und Telekommunikationsleitungen verlegt bzw. 

errichtet werden. Ich erspare mir jetzt diese Grundstücksnummern aufzuzählen, wo das 

verlegt werden soll. Ich denke, für die Infrastruktur der Stadt ist es wichtig, dass das stattfindet, 

dass wir die Zustimmung geben. Im Ausschuss ist das einstimmig befürwortet worden.  

 

Antrag 

Ich darf deshalb den Antrag stellen, der Gemeinderat wolle beschließen, die beiliegenden 

Vereinbarungen zur Grundbenutzung zwischen Netz NÖ GmbH und der Stadtgemeinde 

Stockerau für den Bereich Senningbbachdamm und Dr. Fuchsgasse werden unterfertigt. Ich 

bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Falb: Gibt es dazu Wortmeldungen? Wenn dem nicht so ist, bitte ich um ein Zeichen der 

Zustimmung, wenn Sie diesen Antrag beitreten. Gibt es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? 

Das ist nicht der Fall. Der Antrag ist angenommen. Herr Stadtrat, Ihren nächsten Antrag bitte. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 16 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Bgm, Franta, Osmanovic nehmen an der Sitzung wieder teil 20:19 Uhr 

 

Trabauer-Rauchbüchl verlässt die Sitzung 20:19 Uhr 

 

 

 

14. Dienstbarkeitsvertrag Netz NÖ – Trafostation 

 Johann Schidla-Gasse 
 

Koll: Dankeschön. Auch diesmal geht es um einen Dienstbarkeitsvertrag mit Netz NÖ und 

zwar betreffend einer Trafostation in der Johann Schidla-Gasse. Wir haben alle diese Dinge 

auch im Ausschuss intensiv besprochen. Es gibt einen unglaublichen Bedarf an neuen 

Trafostationen. Es gibt einige bereits frustrierte PV-Anlagenhersteller, die nicht anschließen 

dürfen, weil diese Dinge fehlen. In dem Fall geht es jetzt um die Trafostation zur Verstärkung 

des Elektrizitätswerkes Stockerau in der Johann-Schiedler-Gasse, Parzelle 2. Es liegt auch 
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diesen Amtsbericht sowohl ein Plan als auch ein Foto bei. Es wurde darauf Rücksicht 

genommen, dass dort möglichst wenig Natur beschädigt wird.  

 

Antrag 

Ich stelle deshalb den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, der folgende 

Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen zwischen Netz NÖ EVN und der Stadtgemeinde 

Stockerau ist zu unterfertigen „V202/0153 Trafostation Johann-Schiedler-Gasse“ samt 

Anschlussleitungen. Die Netz NÖ verpflichtet sich für vermögensrechtliche und wirtschaftliche 

Nachteile, die durch die Aufstellung der Trafostationen hervorgerufen wurden, eine einmalige 

Entschädigung je Standard in Höhe von € 500 brutto für netto an den Grundeigentümer zu 

entrichten. Und auch da bitte ich um Ihre Zustimmung für diesen Antrag. 

 

Falb: Ich danke, Herr Stadtrat. Gibt es dazu Wortmeldungen? Kollege Pfeiler. 

 

Pfeiler: Danke, dass bei der kleinstandörtlichen Festlegung auf den Baumbestand Rücksicht 

genommen wurde im Park vor dem Niembschhof. Ich glaube, das ist ganz wichtig, dass man 

bei aller Notwendigkeit für die Aufstellung von neuen Trafostationen, für die Umsetzung der 

Energiewende trotzdem auf unseren städtischen Baumbedarf Rücksicht nimmt. Das ist der 

Erfolg, soweit ich das dem Amtsbericht entnehmen kann. Danke dafür. Ein Baum muss 

umgepflanzt werden. Das ist aber ein Jungbaum. Das ist vom Wirtschaftshof angegeben 

worden, dass das beherrschbar ist. Ja, wir hoffen von unserer Seite, dass durch diese 

Adaptierungen und Ausbau des Netzes im Bereich Trafostationen, Leitungen und so durch 

die EVN dann auch die entsprechenden Anschlussmöglichkeiten von der EVN gewährleistet 

werden und auch vergeben werden. Und vor allem, dass diese Anschlussleistungen auch 

ohne Verzug zuerkannt werden. Das ist auch ein Thema, dass man auf die Abnahme relativ 

lang immer wieder warten muss, bis man den Strom nicht herschenken muss, sondern auch 

vergütet bekommt. Aber wir machen da jedenfalls das, was notwendig ist, nämlich die 

Zustimmung zu erteilen, dass diese Dinge ermöglicht werden. Danke. 

 

Koll: Das freut mich, dass Sie das sagen, das gibt es wirklich. Ich habe es am eigenen Leib 

erlebt, dass man etwas aufbaut und Bewilligungen einholt und dann ewig wartet, bis man es 

aufdrehen darf. An dieser Stelle, vielleicht schaut jemand zu von der EVN, jetzt bitte ich Sie 

so lieb und beschleunigen Sie diese Anträge. Eines, natürlich in Vorwahlzeiten, man sieht wie 

das jetzt ist, erlaube ich mir auch noch dazu zu sagen, hätten wir nicht die Diskussion über 

das Umspannwerk gehabt, dass das den Ausbau um ein Jahr verzögert hätte, dann hätten 

wir wahrscheinlich schon ein fast Fertiges und dann würde es auch der EVN jetzt leichter 

fallen, die Anträge zu bewilligen. Da können Sie sich, glaube ich, erinnern, dass Sie da 

kampagnisiert haben dagegen, aber wir haben es trotzdem positiv bearbeitet und das ist ja 

auch schon begonnen. 

 

Falb: Danke, Herr Stadtrat. Kollege Pfeiler. 

 

Pfeiler: Wir haben geworben in mehreren Varianten für eine andere Umsetzung des Ausbaus 

des Umspannwerkes in der Senninger Straße, in mehreren Varianten. Die Verzögerung ist 

nicht durch uns entstanden. Die EVN wäre bereit gewesen, auf eine der beiden Varianten 

einzugehen und hat dann ewig gewartet auf eine Rückmeldung der Stadt, ob eine der von uns 

eingebrachten Varianten nicht doch umsetzbar ist. Also, tun wir nicht bitte immer die Dinge 
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umdrehen. In der Erinnerung ist es bei dem einen oder anderen vielleicht ein bisschen anders, 

aber die EVN wäre gewesen, auf eine der Varianten einzugehen. Danke. 

 

Koll: In meiner Erinnerung ist es die Wahrheit, die ich gesagt habe. Das kann man auch durch 

Protokolle und sogar Videoprotokolle nachschauen, die wir damals aufgenommen haben. Und 

dass es nicht leicht gefallen ist, einen Standort, der dreimal so viel gekostet hätte und fünfmal 

so lange gedauert hätte, zuzustimmen. Sie können sich erinnern, dass, glaube ich, war von 

vornherein klar, dass ich dem nicht zustimmen kann. Danke. 

Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Da müssen wir jetzt die Erinnerungen schrittweise wieder vorholen. Es gab zwei 

Varianten. Die eine war in der Tat sehr teuer, nämlich die Übersiedlung Richtung 

Fuchsenbühel. Es ist klar, dass das die finanziellen Möglichkeiten hier gesprengt hat oder 

dass das einfach nicht umsetzbar war. Die zweite Variante war aus Sicht der EVN mit 

vertretbaren Mehrkosten innerhalb der ursprünglichen Zeitschiene umsetzbar. Danke. 

 

Koll: Die zweite Variante ist daran gescheitert, dass Sie vorgeschlagen haben, dass die 

Mitarbeiter des Wasserwerks in Containern arbeiten, damit wir das dort erweitern, auch dem 

konnte ich damals nicht zustimmen. Aber ich glaube, wir müssen keine 

Geschichtsbewältigung machen. Ich wollte in Erinnerung rufen, woran es liegt, dass manche 

Dinge nicht angeschlossen werden können. 

 

Pfeiler: Wir haben uns intensiv beschäftigt, nicht nur mit Containern, sondern wir haben uns 

auch intensiv damit beschäftigt, ob es irgendwo Leerstände gibt, die wir aktivieren können, 

wo wir feste Unterkünfte, die allen Anforderungen der Arbeitsmedizin entsprechen, herbringen 

können. Also es war eine intensive, spannende Auseinandersetzung mit dem Thema. Danke. 

 

Völkl: Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt zurück. Gibt es noch Wortmeldungen? 

Wenn es keine Wortmeldungen mehr gibt, dann ersuche ich um Zustimmung. Ich sehe hier 

Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, der FPÖ und der GRÜNEN. Gegenstimmen? 

Keine. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Trabauer-Rauchbüchl nimmt an der Sitzung wieder teil 20:24 Uhr 

 

 

 

15. Sondernutzungsvertrag – Verkaufscontainer  
 

Koll: Ich bedanke mich. Jetzt kommt ein mir sehr sympathischer Antrag. Und zwar geht es um 

einen Vertrag, den wir mit dem Herrn Roman Lausch gerne abschließen würden. Es geht um 
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einen Sondernutzungsvertrag betreffend einen Verkaufscontainer. Der Herr Lausch 

beabsichtigt die Aufstellung eines Verkaufscontainers einschließlich L-förmiger Terrasse für 

den Verkauf landwirtschaftlicher Produkte aus der Region sowie Getränken und Snacks auf 

der Parzelle 377/1/7 im Bereich des Parkplatzes an der Kreuzung der Pestalozzigasse und 

der Grünergasse. 

Es handelt sich dabei um den Parkplatz vor dem Erholungszentrum. Im südöstlichen Eck soll 

dieser Verkaufscontainer aufgestellt werden. Ich nehme an, dass die meisten von Ihnen 

diesen Verkaufscontainer schon einmal gesehen haben. Der ist nämlich früher gestanden auf 

der B4, also auf der Horner Straße außerhalb des Stadtgebiets, wenn man Richtung Horn 

fährt auf der linken Seite, wo früher eine Tankstelle war und dann ein Blumengeschäft war 

und dann glaube ich, ein Bar war und solche Dinge. Er war nicht sehr zufrieden, hatte dort 

auch immer wieder Schwierigkeiten, ist dann an uns herangetreten und hat mich angerufen, 

ob wir einen Platz für ihn haben. Eine Zeit lang haben wir gesucht, jetzt haben wir einen 

gefunden. Der ist auch von der Infrastruktur her perfekt, das Bauamt hat sich das ganz genau 

angeschaut, also sowohl die Entwässerung als auch die möglichen Stromanschlüsse, die er 

braucht sind möglich. Er hat nur zwei Kühlschränke und eine Überwachungskamera, also er 

wird nicht viel Strom brauchen. Und er wird dann diese regionalen Bioprodukte dort anbieten. 

Ich ersuche diesbezüglich um Ihre Zustimmung, dass wir dem das erlauben. 

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, dem Sondernutzungsvertrag SN-

1/2024-Sch/Vo vom 13.02.2024 betreffend Aufstellung eines Verkaufscontainers inkl. L-

förmiger Terrasse auf dem Grundstück 377/1/7, KG Stockerau wird zugestimmt. Ich bitte um 

Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Muth, bitteschön. 

 

Muth: Einen schönen guten Abend auch von meiner Seite. Wir haben uns die besonderen 

Auflagen angeschaut und sind der Meinung, dass man den Herrn Lausch auch auftragen 

sollte, dass er für eine ordentliche Müllentsorgung zu sorgen hat. Wir gehen davon aus, wenn 

man eine Terrasse baut, dann werden die Snacks auch dort verzehrt. 

 

Völkl: Dankeschön für den Hinweis oder die Anregung. 

 

Koll: Ich hätte nichts dagegen, dass man das nebenbei erwähnt, damit es nicht in 

Vergessenheit gerät, aber es ist an sich klar, dass niemand einen Müll irgendwo 

wegschmeißen darf, auch nicht der Herr Lausch. Ob es notwendig ist, weiß ich nicht, aber 

wenn es der Wunsch ist, habe ich kein Problem, dass wir reinschreiben, dass er darauf auch 

schauen soll. Dann würde ich dich bitten, dass du einen Zusatzantrag stellst, wie du das 

formuliert haben möchtest und dann, finde ich, kann man das schon machen. 

 

Muth: Gut. 

 

Koll: Somit würden wir ihm unterstellen, dass er den Müll dort liegen lässt, aber das sage ich 

ihm schon, dass das gut gemeint ist. 
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Muth: Also, erstens unterstelle ich nicht den Herrn Lausch, dass er den Müll dort liegen lässt, 

sondern er muss dafür sorgen, dass dort eine ordentliche Müllentsorgung stattfinden kann 

durch sein Publikum. 

 

Völkl: Herr Gemeinderat, reicht es, wenn wir dem Herrn Lausch, wenn wir ihm diesen 

Sondervernutzungsvertrag zukommen lassen, dass wir ihn dezidiert darauf hinweisen? 

 

Muth: Nein, ich würde trotzdem einen Zusatzantrag stellen, nämlich, dass aufgenommen 

werde unter den besonderen Auflagen, dass der Herr Lausch für eine ordentliche 

Müllentsorgung zu sorgen hat, durch seine Gäste und Kunden. 

 

Völkl: Bitteschön, Herr Vizebürgermeister. 

Falb: Also ich bin immer sehr dafür, dass man weiß, was der Inhalt eines Antrages ist. Was 

bedeutet das? Da gibt es jetzt verschiedene Varianten. Da gibt es Variante 1, er muss einen 

Angestellten hinstellen, der den Mist aufhebt. Variante 2, er muss einen Mistkübel hinhängen. 

Variante 3, genügt es zum Beispiel, wenn er auf seinen Verkaufsautomaten ein Schild hängt 

„Bitte nichts wegwerfen“? Also, da gibt es viele, wir müssen konkret wissen, was soll man tun. 

Soll er selber einmal am Tag vorbeifahren und alles wegputzen? Das ist wunderbar, Idee gut, 

nur unkonkret ganz einfach. Also, was soll man mit ihm ausmachen, wenn es nicht genügt, 

dass man ihm im Zuge des Vertragsabschlusses darauf aufmerksam macht. Was soll man 

ganz konkret von ihm verlangen? 

 

Muth: Der Herr Lausch muss sich darum kümmern, dass es Abfallkörbe gibt und dass die 

auch regelmäßig von ihm oder seiner Belegschaft entleert werden. 

 

Falb: Dann würde ich bitten um die Stellung eines entsprechenden Zusatzantrags. 

 

Pfeiler: Gut, dann spielen wir es so durch, wenn man nicht einfach sagen kann, bitte schreiben 

wir in den Vertrag hinein, dass der Herr Lausch dort einen Abfallkorb montieren soll. Es wird 

der Zusatzantrag gestellt, der Sondernutzungsvertrag abgeschlossen zwischen 

Stadtgemeinde Stockerau und Herrn Lausch soll in Punkt 3 besondere Auflagen wie folgt 

ergänzt werden „Es ist die Errichtung von Abfallkörben und die regelmäßige Entleerung 

erforderlich.“ Danke. 

 

Koll: Entschuldige, noch mal den letzten Satz. Wie soll das Wording lauten? 

 

Pfeiler: Nur damit alle wissen, wie das formuliert ist. Es wird die Errichtung der erforderlichen 

Stromanspeisung sowie der Verbraucherfolg der Veranlassung und der nimmt keine Kosten 

und die Aufstellung des Containers muss nach §14 Baubewilligung usw. So, und jetzt 

schreiben wir einen weiteren Punkt hinein, dass der Verkaufscontainer mit einem Abfallkorb 

auszustatten ist, der durch den Herrn Lausch regelmäßig zu entleeren ist. Danke. 

 

Völkl: Stimmen wir ab oder gibt es Wortmeldungen? 

 

Pohl: Noch ein Wort zu dem wichtigen Zusatzantrag. Dann suche ich aus Gleichheitsgründen, 

dass bei allen anderen Verträgen das auch so zu machen. Und Spaß beiseite, die Leute sind 

mündig genug, dass sie das machen und da zählt das Wort auch. Danke. 
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Franta: Haben die GRÜNEN nicht auf die Mülltrennung vergessen? Bei einem Korb ist keine 

Mülltrennung gewährleistet. 

 

Koll: Ich glaube, wir sollten das Thema jetzt nicht auswalzen und irgendwie in die ganz große 

Breite treten. Wenn jemand diesem Zusatzantrag zustimmen möchte, dann ist er herzlich 

willkommen. Ich würde sagen, darüber könnten wir einmal abstimmen, mir fallen allerlei 

andere juristische Dinge ein, die man dann einbauen müsste, weil ohne Strafe nutzt das auch 

nichts, wenn man so ein Ding macht. Das heißt, wir wollen auch kein hikendes Gesetz 

machen. Aber ich bin grundsätzlich, wie gesagt, nicht dafür. Ich denke, mir er ist 

verantwortungsvoll genug. Ich werde nicht zustimmen, aber wenn es eine Mehrheit gibt, dass 

das dieserart erweitert wird, alles gut, ich bin ein Demokrat, ich kann das akzeptieren. 

Völkl: Abstimmung über den Zusatzantrag vom Herrn Gemeinderat am Muth betreffend 

Mistkübel und dass regelmäßig der Herr Lausch für eine Entsorgung und Entleerung zu 

sorgen hat. Wer diesen Zusatzantrag unterstützt, bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. 

Die Fraktion der GRÜNEN. Dankeschön. Gegenstimmen? Fraktion der SPÖ, ÖVP und die 

Fraktion der FPÖ.  

 

Abstimmungsergebnis: Abgelehnt 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 0 ÖVP 18 ÖVP 0 

SPÖ 0 SPÖ 10 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 3 FPÖ 0 

 

Dann stimmen wir den Hauptantrag ab, wie ihn der Herr Stadtrat Koll ursprünglich gestellt 

hat und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Einstimmigkeit. Danke. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Weiss verlässt die Sitzung 20:34 Uhr 

 

 

 

16. Sondernutzungsvertag – Bewässerungsleitung 
 

Koll: Danke. Der Verkaufscontainer kann aufgestellt werden, wenn alle Auflagen erfüllt sind.  

Dann gibt es einen Sonderentzugsvertrag, da haben Sie nehme ich an, den elektronisch 

übermittelten Unterlagen Berge entnommen. Ich glaube, mein Drucker hat gezeigt das sind 

81 Seiten. Es ist sehr, sehr detailliert beschrieben, wir haben das auch im Ausschuss 

diskutiert. Im Grunde genommen waren wir dafür, es war allerdings eine Auskunft noch 

ausständig, wo man gesagt hat, wir hatten das ja schon einmal und ich habe in der 

Zwischenzeit erfahren, dass die wasserrechtliche Bewilligung von der BH grundsätzlich 
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angeblich erteilt wurde. Aus dem Grund möchte ich dem nicht im Wege stehen, wenn ein 

Landwirt mit wasserrechtlicher Bewilligung und auf eigene Kosten Leitungen legt auf unseren 

Grund. Es geht im Wesentlichen um Leitungen mit 4.900 lm. Es werden PVC-Druckrohre dort 

verlegt, es wird zusätzlich eine 230 lm und 50 m lange Stromversorgungsleitung verlegt. Das 

alles unter den Vorschriften, die der DI Altinger ganz genau ermittelt hat, was die Tiefe anlangt 

und was des Rechtens ist. Damit kommt man auf die im Amtsbericht ausgewiesenen Längen. 

Dafür kann die Gemeinde einen Bestandszins nach dem Gebrauchsabgabegesetz je 

begonnene 100 Längenmeter mit offensichtlich € 31,05 in Rechnung stellen. Auch das ist Teil 

dieses Antrages. Sekunde. Gut, Ingenieur Altinger sagt mir gerade, es gab einen 

Pumpversuch. Wir können uns erinnern, wo damals das Ansinnen war, dass da Rohre verlegt 

waren wo wir dann gesagt haben, die sollen das über Feuerwehrschläuche machen. Das 

wurde dann auch so gemacht. Jetzt gibt es eine neue Leitung, wo das laufen soll.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, der Gemeinderat beschließen wollte, dem Sondernutzungsvertrag SN-

2/2024-Sch/Vo vom 13.02.2024 betreffend Verlegung von Wasser-Druckleitungen auf 

Grundstücken im Eigentum der Stadt Stockerau, zur Errichtung eines Bewässerungssystems 

der Wassergemeinschaft Biohof Anzböck OG wird zugestimmt. 

Für die Sondernutzung der Gemeindestraße ist ein indexgebundener Bestandzins gemäß NÖ 

Gebrauchsabgabengesetz 1973 LGBL 3700 in der derzeit gültigen Fassung pro Jahr zu 

entrichten. Die Jahresabgabe je begonnenes Kalenderjahr wird für ober- oder unterirdische 

Draht-, Kabel- oder sonstige Leitungssysteme je begonnenen hundert Längenmetern mit € 

31,05 vereinbart. 

Die Fälligkeit zur Entrichtung der Abgabe ist jeweils am 1. Jänner im Vorhinein für das 

Vertragsjahr. Bitte ich um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche um Zustimmung und sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 17 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Weiss nimmt an der Sitzung wieder teil 20:38 Uhr 

 

 

 

17. Kaufvertrag Semmelmayer 
 

Koll: Ich bedanke mich. Die Produktion der Süßkartoffel ist gesichert. Jetzt komme ich zu drei 

Verkaufsverträgen, wo die Gemeinde Gründe verkauft. Der erste der Tagesordnung ist der 

Grundverkauf Semmelmayer.  

Es soll der Vertrag beschlossen werden, dass der Mag. Peter Semmelmayer aus Stockerau 

von Metzbachstraße 3 dieses Grünland hinter seinem Haus erwerben kann. Sie können sich 

erinnern, wir hatten damals einen runden Tisch, haben dort Anrainer eingeladen, weil wir 
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damals schon sagen wollten, ob die nicht Interesse daran haben das zu erwerben. Damals 

gab es weder Einigkeit, dass das so sein soll, noch gab es Einigkeit über den Preis. Man hat 

uns auch damals erzählt, dass dort ein Überschwemmungsgebiet ist und man dort sozusagen 

drei Viertel des Jahres bis zu den Knien im Wasser steht. Ich glaube, es war eher ein 

Verkaufspreis-Argument als die Tatsache. Jedenfalls hat Semmelmayer damals auch gesagt, 

es ist ihm zu teuer. Mittlerweile hat er dann gesagt, er ist ein ganz besonderer Hobbygärtner 

ein Apotheker noch dazu, möglicherweise diesbezüglich besonders ausgebildet. Und er hat 

noch einmal angesucht zum Kaufen. Wir haben gesagt, nach wie vor gibt es die Möglichkeit, 

weil wir das damals auch schon hatten, nur haben damals keine Käufer gefunden. Jetzt haben 

wir einen. Es geht um 268 m2 und um einen Kaufpreis von rund € 43.000.  

 

Antrag 

Ich stelle daher den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadtgemeinde 

Stockerau verkauft an Herrn Mag. Peter Semmelmayer das Teilstück Nr. 1 des Grundstückes 

Parz. Nr. 1963/72 im von Ausmaß 268 m². Der Verkaufspreis beträgt € 42.880 und sämtliche 

anfallenden Kosten, welche durch den Verkauf anfallen sind zur Gänze von den Käufern zu 

übernehmen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Eine Wortmeldung ist es, wenn ein Finger 

in der Höhe ist? Gut. 

 

Pfeiler: Ja, das ist die Wiese am Ende des Neuriss, die nach langem Hin und Her endlich 

renaturiert wurde und jetzt sehr schön gestaltet wurde vom Wirtschaftshof zusammen mit 

Natur im Garten. Es ist gewidmet als Grünland Spielplatzfläche. Es ist eine wichtige 

Grünfläche zwischen Siedlungsende und Beginn des Auwaldgebietes. Der Grüncontainer 

steht auch dort. Aus den Diskussionen habe ich mitgenommen, es wird nur dann verkauft, 

wenn alle zustimmen. Wenn alle sozusagen 1, 3, 5, 7, 9 in der Auer von Welsbach-Straße 

Interesse haben. Und wenn nicht, verkaufen wir nicht stückerlweise. Das ist eigentlich der 

Gesprächsstand gewesen. Es gab nicht diese Einigung, wie es von Ihnen Herr Stadtrat Koll 

ausgeführt wurde. Und jetzt plötzlich poppt der Verkauf einer Teilfläche auf, abseits dieses 

damaligen Grundverständnisses, wie man da hinten vorgehen möchte.  

Wir seitens unserer Fraktion sind grundsätzlich skeptisch oder dagegen, diese Grünland 

Spielplatzfläche zu verkaufen, weil es eine wichtige Ausgleichs- und Pufferfläche ist und wir 

werden das nicht unterstützen. Noch dazu, weil es einfach keine durchgängige Linie jetzt gibt 

für den Umgang mit diesen Flächen. Formal ist auch noch zu sagen, dass das nicht ganz klar 

hervorgeht aus dem Amtsbericht, wo jetzt genau diese Teilfläche sein wird. Es ist die alte 

Grundstücksnummer 1963/72 in der alten Gliederung ist zwar dabei, aber wo jetzt genau die 

200 irgendwas m2 sind, die man verkaufen will, das ist nicht wirklich erkennbar. Also, mehrere 

Gründe jedenfalls, das nicht zu unterstützen. Dankeschön. 

 

Koll: Es wurde herausgemessen und ist völlig klar, dass es ganz genau dahinter bis zu dem 

Abstand zum Damm die 268 m2 sind. Auf der nördlichen Seite ist der Container, da wird nichts 

geändert und das ganze Restliche bleibt einheitlich. Bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Pollak. 

 

Pollak: Also wir haben uns damals in dem Ausschuss, in dem das diskutiert wurde, 

dahingehend geäußert, dass wir gesagt haben, wir sind einverstanden mit dem Verkauf, 
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sofern der Abstand zum Damm gewahrt ist, sodass man dort noch vorbeikommt. Und dazu 

werden wir stehen, deshalb unterstützen wir diesen Antrag. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der 

Zustimmung. Ich sehe hier Zustimmung der Fraktion der ÖVP, der SPÖ. Gegenstimmen? 

Fraktion der Grünen. Enthaltungen? Fraktion der FPÖ. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 0 GRÜNE 5 GRÜNE 0 

FPÖ 0 FPÖ 0 FPÖ 3 

 

 

 

18. Kaufvertrag Eder 
 

Koll: Vielen Dank. Das nächste wurde auch besprochen und einstimmig befürwortet. Sie 

können sich erinnern, es gab eine Parzelle, die oben in der Gustav Mahler-Straße nicht 

verbaut wurde, sondern zurückgegeben wurde. Das auch deshalb, weil die Erwerberin damals 

gesagt hat, dass sie sich außer Stande sieht, den ursprünglichen Plan umzusetzen und selber 

dort ein Haus zu bauen. Die Gemeinde hat sich dann bemüht, jemanden zu finden, der das 

Grundstück kauft. Ich habe mir gedacht, das wird in drei Minuten weg sein. Dem war nicht so, 

das haben sich Leute angesehen und haben sich dann doch dagegen entschieden. Es war 

die Nachfrage nicht besonders. Dann kam der David Eder und seine Frau, die Viktoria Anna 

Eder, haben das Grundstück besichtigt, haben ausführlich mit dem DI Altinger darüber 

geredet, welche Bebauungsmöglichkeiten es dort gibt und glücklicherweise entspricht es 

offensichtlich ihren Erwartungen. Es ist ein nicht sehr großes Grundstück, es hat 473 m2. Das 

soll zu einem Kaufpreis von 300 pro m2 jetzt an den Interessenten Eder verkauft werden.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadtgemeinde Stockerau 

verkauft an Herrn/Frau David und Viktoria Anna Eder die Parz. Nr. 294/15, Ausmaß 473 m², 

zu folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 300,-/m², somit insgesamt € 141.900. Die 

Aufschließungskosten in Höhe von € 23.107,89 sind von den Käufern zu bezahlen und 

sämtliche anfallenden Kosten, welche durch den Verkauf anfallen (Vertrag, Grunderwerbs-

steuer, Eintragungsgebühr) sind zur Gänze von den Käufern zu übernehmen. Ich bitte darum 

um Zustimmung. 

 

Völkl: Wir kommen zur Abstimmung und ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich 

sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 
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GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Kurzmann verlässt die Sitzung 20:44 Uhr 

 

 

 

19. Kaufvertrag Stöhr 
 

Koll: Dankeschön. Ein letzter Grundverkauf hat zu tun mit unserem Angebot, dass Pächter 

vom Schrebergärten in bestimmten Bereichen Grundstücke kaufen können. Da gab es jetzt 

Interessenten und zwar der Herr Harry Stöhr und die Frau Sarah Stöhr. Die haben die 

käufliche Überlassung dieses Grundstücks ersucht. Derzeitiger Pächter ist Herr Horst Stöhr 

sen., der Vater bzw. Großvater von Herrn Harry Stöhr und Frau Sarah Stöhr. Das Grundstück 

Parz. Nr. 1110/16 mit dem Ausmaß von 317 m² liegt laut rechtskräftigem Flächenwidmungs-

plan der Stadt Stockerau im Grünland-Kleingartengebiet. Als Kaufpreis wurde ein m²/Preis 

von € 160,- vereinbart, das ergibt somit einen Grundstückspreis in Höhe von € 50.720.  

Sollte sich das Kleingartengesetz in NÖ so entwickeln, dass es dort eine Dauerwohn-

möglichkeit gibt, wie es nun gibt, diese zwei Arten von Kleingarten, wenn das in NÖ auch 

umgesetzt werden sollte, dann ist eine Besserungsklausel im Kaufvertrag. Dann wird quasi 

Bauland daraus, wo man dann ganzjährig wohnen darf. Dann gibt es eine Nachzahlung von 

140 € pro m2, zu der sich diese Käufer auch verpflichten. Dies wird gesichert nach dem VPI.  

 

Antrag 

Es wird der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Stadtgemeinde Stockerau 

verkauft an Herrn/Frau Harry und Sarah Stöhr die Parz.Nr. 1110/16, Ausmaß 317 m², zu 

folgenden Bedingungen. Der Kaufpreis beträgt € 160,-/m² somit insgesamt € 50.720,-  

Im Kaufvertrag wird eine Besserungsklausel aufgenommen werden, die festlegt, dass von den 

Käufern eine Nachzahlung von € 140,-/m² zu leisten ist, wenn die Parzelle aufgrund einer 

Widmungs- und/oder einer Gesetzesänderung zur ganzjährigen Bewohnung (Begründung 

Hauptwohnsitz) zugelassen wird. Die Nachzahlungsverpflichtung ist wertgesichert nach dem 

VPI 2020 (Ausgangsbasis Jänner 2024). Diese Nachbesserungsverpflichtung ist an etwaige 

Rechtsnachfolger zu überbinden und sämtliche anfallenden Kosten, welche durch den 

Verkauf anfallen (Vertrag, Grunderwerbssteuer, Eintragungsgebühr) sind zur Gänze von den 

Käufern zu übernehmen. Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Eine Wortmeldung, Herr Gemeinderat Kubat. 

 

Kubat: Ich möchte mich nur erklären, warum ich gegen diesen Antrag stimme. Solange die 

Stadtgemeinde Stockerau keine weiteren Kleingärten ankauft, sondern nur dieses Vorhaben 

hat und nicht in die Tat umsetzt, bin ich dagegen, dass die Stadtgemeinde Stockerau weitere 

Kleingärten verliert. 

 

Völkl: Gibt es weitere Wortmeldungen? Ich ersuche um Zustimmung. Ich sehe Zustimmung 

bei der Fraktion der ÖVP, der SPÖ, bei der Fraktion der FPÖ. Ja, dankeschön. Beim Herrn 

Gemeinderat Muth, beim Herrn Stadtrat Pfeiler. Enthaltungen? Der Herr Gemeinderat Klinger. 

Gegenstimmen? Die Frau Gemeinderätin Klinger und der Herr Gemeinderat Kubat. 
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Abstimmungsergebnis: Mehrheitlich beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen  Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0  ÖVP 0 

SPÖ 9 SPÖ 0  SPÖ 0 

GRÜNE 2 GRÜNE 2 Fless-Klinger, Kubat GRÜNE 1 Klinger 

FPÖ 3 FPÖ 0   FPÖ 0 

 

Koll: Vielen Dank, damit bin ich am Ende und ich wünsche allen, sowie zu Beginn des Plenums 

als auch denen, die noch zuschauen, einen guten Abend. Danke. 

 

Völkl: Dankeschön. Wir kommen nun zum Antrag vom Herrn Vizebürgermeister, Stadtrat für 

Kultur und Veranstaltungswesen. 

 

Kurzmann nimmt an der Sitzung wieder teil 20:48 Uhr 

 

Pohl, Samer, Kopf, Sekti verlassen die Sitzung 20:48 Uhr 

 

 

20. Verlängerung Österr. Museumsgütesiegel – Bezirksmuseum  
 

Scheele: Danke Frau Bürgermeisterin. Ich darf Ihnen einen Punkt zur Beratung und 

Beschlussfassung vorlegen. Es betrifft die Verlängerung des österreichischen Museumsgüte-

siegels für das Bezirksmuseum Stockerau. Als eines von 55 Museen ist das Bezirksmuseum 

Stockerau seit 2002 Trägerin bis heute Trägerin des Museumsgütesiegels. Dieses 

Museumsgütesiegel wird für den Zeitraum von fünf Jahren verliehen. Für das Bezirksmuseum 

Stockerau ist das Gütesiegel noch bis Ende 2024 gültig. Nach Ablauf dieses Zeitraums muss 

um Verlängerung auf weitere fünf Jahre angesucht werden. Dieses Ansuchen muss für die 

Jahre 2025 bis 2029 bis 31.03.2024 beim österreichischen Museumsbund einlangen.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, die Antragstellung auf 

Verlängerung des Museumsgütesiegels beim österreichischen Museumsbund auf weitere fünf 

Jahre (2025 bis 2029), die Kenntnisnahme der Museumsordnung, des Museumsleitbildes, des 

Museumskonzepts sowie des Sammlungskonzepts. Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit und ich 

bedanke mich. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 2 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Pohl nimmt an der Sitzung wieder teil 20:49 Uhr 
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Völkl: Wir kommen nun zum Antrag vom Herrn Stadtrat Admir Osmanovic, Stadtrat für 

Soziales, Gesundheit, Bildung und Integration. 

 

 

 

21. Änderung – Fahrkostenunterstützung für Studierende 
 

Osmanovic: Vielen Dank, Frau Bürgermeisterin. Ich habe heute en Tagesordnungspunkt, 

Fahrtkostenunterstützung für Studierende. Da sollen wir eine Änderung beschließen. Wir 

haben das ausführlich im Ausschuss besprochen und auch einstimmig empfohlen. Ich möchte 

gerne den Amtsbericht zur Kenntnis bringen.  

Die im September 2023 beschlossene „Fahrtkostenunterstützung für Studierende“ soll 

hinsichtlich der Auszahlungsmodalitäten geändert werden. Die Förderung in Höhe von 75 € 

pro Semester wird nicht mehr in Form von WISTO-Gutscheinen, sondern mittels der 

Stockerau-Card ausbezahlt.  

 

Antrag 

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat wolle beschließen, bei vorliegenden 

Voraussetzungen wird die Fahrtkostenunterstützung für Studierende ab sofort mittels der 

Stockerau-Card in Höhe von 75 € pro Semester ausbezahlt. Die nachfolgende Richtlinie für 

die Gewährung der Fahrtkostenunterstützung wird genehmigt.  

 

Die nachfolgende Richtlinie für die Gewährung der Fahrtkostenunterstützung wird genehmigt: 

 

RICHTLINIE 

 

A) Allgemeines 

Der Antrag auf Gewährung einer Fahrtkostenunterstützung kann für das Wintersemester 

jeweils von September des laufenden Jahres bis Ende Februar des Folgejahres sowie für das 

Sommersemester von März bis Ende August des jeweiligen Jahres per Formular online 

beantragt werden.  

 

B) Personenkreis 

Förderungswürdig sind Studierende folgender Einrichtungen: 

• Öffentliche Universtäten 

• Fachhochschulen oder 

• Pädagogische Hochschulen 

 

C) Voraussetzungen 

• Hauptwohnsitz in Stockerau und kein Wohnsitz am Studienort 

• Österreichische Staatsbürgerschaft bzw. die Staatsbürgerschaft eines EWR-Landes  

• Nachweis eines Klimatickets oder Fahrtkosten für die Fahrt zwischen Wohn- und 

Studienort von € 200,- (Einzelfahrscheine oder Wochen-/ Monatskarten) oder mehr pro 

Semester. 

• Bei Antragsstellung im betreffenden Semester darf das 26. Lebensjahr noch nicht vollendet 

sein.  
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D) Ablauf der Fahrkostenunterstützung 

Die Anträge sind jeweils für das Wintersemester bis Ende Februar und für das 

Sommersemester bis Ende August zu stellen.  

 

Dazu ist ein 

• Antragsformular auszufüllen (auch online möglich), 

• der Nachweis von Fahrtkosten oder des Klimatickets vorzulegen (hochzuladen) sowie 

• die Studienbestätigung des jeweiligen Semesters vorzulegen (hochzuladen). 

Die Förderung der Stadt Stockerau für den beschriebenen Personenkreis beträgt € 75,- pro 

Semester, sofern die obgenannten Voraussetzungen erfüllt sind. Die Förderung wird mittels 

der Stockerau-Card ausbezahlt, die vom Bürgerservice der Stadt Stockerau abgegeben wird. 

 

Nach diesen Richtlinien kann die Fahrtkostenunterstützung bis 31.08.2024 beantragt werden. 

Die Entscheidung wird dem Antragsteller bzw. der Antragstellerin schriftlich mitgeteilt. 

Ausdrücklich wird festgehalten, dass kein Rechtsanspruch auf Gewährung einer 

Fahrtkostenunterstützung besteht. Zu Unrecht empfangene Fahrtkostenunterstützungen sind 

zurückzuzahlen. Ich bitte um Zustimmung. 

 

Völkl: Dankeschön. Ich ersuche um Abstimmung und ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe 

hier Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 15 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Kopf, Setki, Samer nehmen an der Sitzung wieder teil 20:53 Uhr 

 

 

 

Völkl: Herr Stadtrat. Wir kommen nun zu den Anträgen vom Herrn Stadtrat Didi Pfeiler, 

Stadtrat für Umwelt, Au, Parkanlagen und Friedhof. Bitteschön. 

 

22. Ankauf – Elektro-Pritsche mit Doppelkabine Grünanlagen 
 

Pfeiler: Dankeschön. Ich darf Ihnen den Antrag näherbringen, betreffend Ankauf einer Elektro-

Pritsche mit Doppelkabine für den Wirtschaftshof, konkret für das Team zur Pflege der 

Grünanlagen. Man kann grundsätzlich sagen, dass die Elektrifizierung des Fuhrparks des 

Wirtschaftshofes Schritt für Schritt positiv vorangeht. Die Fahrzeuge, die wir bisher 

angeschafft und auf Elektroantrieb umgestellt haben, bewähren sich in der Praxis sehr gut. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sie täglich nutzen, sind mit den Fahrzeugen sehr 

zufrieden. Ein Vorteil ist zum Beispiel, dass im Winter die Heizung sofort warm wird aufgrund 

der Wärmepumpen. Darum gehen wir einen Schritt weiter. Für das Team Grünanlagen soll 

eine E-Pritsche mit Doppelkabine angeschafft werden, ihren Beschluss vorausgesetzt. Es war 

gar nicht so einfach, dieses Fahrzeug zu finden. Die Anforderung ist, dass ein ganzes Team 
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ausfahren kann mit diesem Fahrzeug, deshalb eine Doppelkabine. Und es war nur nach 

umfassender Recherche möglich, ein entsprechendes Modell in Elektroausführung zu finden. 

So hat sich der Wirtschaftshof dahintergeklemmt, dafür möchte ich auch danken. Es wurden 

mehrere Angebote eingeholt und als Bestbieter hat das Raiffeisen Lagerhaus Tulln 

Neulengbach eGen. ein Fahrzeug angeboten zum Preis von € 60.939,60, inklusive 

Mehrwertsteuer und Allwetterreifen. Die Anschaffung ist im Budget 2024 schon gedeckt und 

es können für den Ankauf natürlich auch Förderungen von Bund, die Bundesförderungen für 

E-Mobilität, in Anspruch genommen werden. Das sind voraussichtlich 8.000 € und die werden 

dann natürlich im Nachhinein die Kosten der Anschaffung reduzieren. Die Lieferzeit beträgt 

sechs Monate. Das Fahrzeug kann bei Beschluss heute noch im heurigen Jahr ausgeliefert 

und eingesetzt werden. Das Fahrzeug wird diesmal nicht über die Beschaffung der Dorf- und 

Stadterneuerung der NÖ Gemeindeagentur abgerufen. Die Kollegen vom Wirtschaftshof 

haben sich angesehen, dass die Rapportierung praktisch gleich gut und wenn nicht sogar ein 

bisschen besser ist, als die bisher über die Agentur abgerufenen Fahrzeuge. Also, hier sind 

die Konditionen in Ordnung.  

 

Antrag 

Und daher stelle ich den Antrag, der Ankauf eines Peugeot eBoxer Pritsche Doppelkabinen 

laut Angebot der RLGH Tulln Neulengbach eGen. zum Bruttopreis von 60.999,60 € wird 

genehmigt. Das Vorhaben ist im Umweltausschuss besprochen worden und ist dort auch 

positiv beurteilt worden. Dankeschön.  

 

Dummer: Wir haben in den letzten fünf Jahren sehr viele E-Fahrzeuge angekauft, ein Großteil 

für den Wirtschaftshof. Wie schaut es aus mit den Ladekapazitäten? Wann müssen wir 

nachrüsten? Wir zahlen jetzt als Stadt 16 Ct für die Kilowattstunde Strom. Wenn man im 

öffentlichen Netz lädt, soweit ich das recherchiert habe, sind wir bei 50 Ct und mehr. Es sollte 

nicht passieren, dass wir in die Verlegenheit kommen und im öffentlichen Netz laden müssen, 

also auf Tankstellen oder bei McDonalds oder sonst wo. Haben wir ausreichend Kapazitäten 

bzw. müssen wir die schaffen, damit wir unsere E-Fahrzeuge einsatzbereit halten können? 

 

Pfeiler: Diesbezüglich sind die Kapazitäten nach meiner Information ausreichend. Da die 

Fahrzeuge nicht so große Fahrtweiten zurücklegen im täglichen Betrieb, ist das nicht 

notwendig, dass jeden Tag alle Fahrzeuge gleichzeitig laden. Also, durch ein entsprechendes 

Lademanagement sind die entsprechenden Kapazitäten ausreichend für die Lademöglichkeit. 

Man kann über die entsprechenden mobilen Wallboxen auf jeden Starkstromstecker, der 

entsprechend 16 Ampere gesichert ist, auch nachladen. Da gibt es ja im Bauhof auch einige 

Möglichkeiten. Diesbezüglich ist es nicht erforderlich und auch nicht vorgesehen, dass auf 

öffentlichen Ladeplätzen nachgeladen wird. Aber danke für die Frage. 

 

Völkl: Wenn es keine Wortmeldungen mehr gibt, kommen wir zur Abstimmung. Eine 

Wortmeldung von Herrn Gemeinderat Mayer. Bitte, Wolfgang. 

 

Mayer: Ja, bei der Ausschusssitzung war ich nicht dagegen, sondern ich habe mich enthalten 

dieser Stimme. Dieses Fahrzeug wird nicht als Ersatz angekauft, sondern zusätzlich 

angekauft. Meine Bedenken sind dabei, jedes Fahrzeug mehr im Bauhof belastet natürlich 

das Budget. Aber wir sind bei unserer Sitzung zu dem Schluss gekommen, wenn es dem 

Bauhof hilft, dass man effizienter arbeiten kann, wollen wir nicht dagegenstehen. Aber man 

muss es schon beobachten, jedes Fahrzeug belastet das Budget. 
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Völkl: Herr Stadtrat Pfeiler, bitte. 

 

Pfeiler: Danke für die Anregung und für die wichtige Frage. Der Zusatzbedarf jetzt ergibt sich 

daraus, dass die Grünanlagenpflege sinnvoll neu organisiert wird, dass fixe Teams gebildet 

werden, die dann auch fix zugeordnete Stadtteile pflegen sollen. Das heißt, die fahren dann 

gemeinsam in ein Gebiet, pflegen das von der Gärtnerin bis zur Hilfskraft, sind die gemeinsam 

vor Ort. Das heißt, es arbeitet nicht mehr ein Kollege oder eine Kollegin irgendwo alleine und 

muss ausgeführt und wieder zurückgeholt werden, sondern es sind dann Teams unterwegs, 

die die verschiedenen Stadtteile betreuen. Ich glaube, das ist ein guter Schritt in die richtige 

Richtung, weil man sich sehr viele Hol- und Bringfahrten und damit auch sehr viel Arbeitszeit 

durch die Transfers erspart und effizienter die Kolleginnen und Kollegen einsetzen kann. 

Daraus ergibt sich dieser Fahrzeugmehrbedarf jetzt kurzfristig. Das ist richtig, aber in Summe 

eine sinnvolle Neuorganisation der Grünraumpflege. Das Zweite ist jedes Fahrzeug, das man 

zusätzlich anschafft, muss man hinterfragen. Ist richtig, so wie du das auch tust. Gleichzeitig 

haben wir besprochen im Ausschuss, dass wir laufend evaluieren die generelle 

Fahrzeugverteilung innerhalb des Wirtschaftsbetriebes und insbesondere vom Wirtschaftshof 

und dass wir natürlich schauen, ob man durch verschiedene Umschichtungen dann wieder 

ein Fahrzeug ausscheiden kann in naher Zukunft. Das schaut jetzt mal nicht so aus. 

Insbesondere wäre es natürlich wünschenswert gewesen, parallel ein Fahrzeug 

auszuscheiden, weil wir dann auch zusätzlich noch die Verbrennerabstellquote, diese 

Förderung für das Abstellen eines Verbrenners auch hätten lukrieren können. Das sind 

Fragen, mit denen wir uns beschäftigt haben und wir werden sicher schauen, wenn sich 

irgendwo Optimierungen ergeben, dass man auch auf Fahrzeuge wieder verzichtet. 

 

Völkl: Ich ersuche um ein Zeichen der Zustimmung. Ich sehe Einstimmigkeit. Dankeschön. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

23. Amphibienmonitoring – Stockerauer Au 
 

Pfeiler: Darf ich Ihnen den nächsten Amtsbericht näherbringen? Seit dem Jahr 2016/17 wird 

ein Amphibienmonitoring durchgeführt. Ziel ist, dass wir die Amphibienbestände im 

Naturschutzgebiet erfassen und auf den Standorten in Abstimmung mit der 

Naturschutzbehörde auch Pflegemaßnahmen durchführen, um Amphibienbestände eine 

positive Perspektive zu geben. Alle Maßnahmen, die gesetzt werden, bedürfen natürlich einer 

Ausnahmegenehmigung vom Eingriffsverbot. Es wurden dann in der Vergangenheit auch 

nicht alle vorgeschlagenen Maßnahmen umgesetzt. Da ist man differenziert vorgegangen, je 

nach den Schutzzonen. Es ist jetzt so, dass nach dem ersten Bescheid wieder unter dem 

Setzen dieser habitatsverbessernden Maßnahmen nach zwei Jahren wieder eine ein 

dokumentiertes Monitoring notwendig ist und dass dieses Monitoring jetzt auch um drei 
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Standorte erweitert wurde. Dementsprechend wurden jetzt auch zwei Angebote eingeholt für 

die nächste Saison des Monitorings und zwar von der Frau Mag. Eva-Maria Pölz und von den 

Kollegen Hill und Klepsch, die das erste Monitoring durchgeführt haben. Und es ist jetzt hier 

der Vergabevorschlag, die Beauftragung an die Frau Mag. Pölz zu geben.  

 

Antrag 

Der Gemeinderat wolle beschließen, die Beauftragung von Frau Mag. Pölz über ein 

Amphibienmonitoring in der Stockerau wird beschlossen.  

Ich möchte noch kurz festhalten, dass die Beauftragung auch mit der Naturschutzbehörde 

abgesprochen ist. Also die Dame genießt auch das Wohlwollen und die Wertschätzung der 

Naturschutzbehörde. Und von dem her ist es auch in Ordnung, die Frau Mag. Pölz zu 

beauftragen zum Angebotspreis von 10 Dankeschön. 

 

Völkl: Dankeschön. Kommen wir zur Abstimmung. Ich ersuche ein Zeichen der Zustimmung 

und sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Der Herr Stadtrat Pfeiler ist weiter am Wort mit den beiden Dringlichkeitsanträgen. Und 

der erste, glaube ich, ist „Schnupper-Klimaticket“. 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Anschaffung von Schnupperklimatickets 

 
Pfeiler: So ist es. Der Antrag, die Beschlussformel wurde schon eingangs verlesen. Ich darf 

nochmal den Sachverhalt ausführen kurz. Die Einführung des Klimatickets durch die 

österreichische Bundesregierung, die gelungen ist, ist sicherlich eine kleine Revolution im 

öffentlichen Verkehr in Österreich. Das Klimaticket hat die Nutzung der öffentlichen 

Verkehrsmittel irrsinnig vereinfacht. Alle, die dieses Ticket nutzen, sind im Prinzip begeistert, 

weil es ganz einfach ist, nämlich einsteigen und losfahren. Es gibt jetzt über 300 Gemeinden 

mittlerweile, die Schnupper-Klimatickets zum tageweisen, unentgeltlichen Ausborgen für die 

Bevölkerung angekauft haben. Da stellt sich natürlich die Frage, wie organisiert man das? Es 

gibt auch ein Tool „schnupperticket.at“, bei dem die Reservierung für die Bevölkerung online 

ganz einfach möglich ist und umgekehrt für die Verwaltung nicht ein großer 

Verwaltungsaufwand entsteht. Das heißt, einfach und unbürokratisch ist auch dieses 

Reservieren möglich. Man holt sich das dann zum Beispiel am Gemeindeamt ab, nachdem 

man es reserviert hat und bringt es nach der Nutzung dort wieder zurück. Göllersdorf ist zum 

Beispiel eine solche Gemeinde. In Summe sind es über 300 Gemeinden, auch ganz viele 

Gemeinden in NÖ. Ich habe mir jetzt überlegt, dass wir vier Klimatickets der Ausgabe 

Metropolregion, also Wien-Niederösterreich-Burgenland, anschaffen. Und üblicherweise ist 
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es so, dass pro Monat zwei bis drei Ausleihungen pro Hauptwohnsitz-Gemeldeten möglich 

sind und das Ganze aber jährlich auf zehn Verleihtage limitiert ist. Und damit wird das 

Hineinschnuppern in das Klimaticket möglich. Es ist so, dass dann neben den 

Anschaffungskosten von 860 € pro Ticket auch eine geringe Verwaltungsgebühr bei vier 

Tickets pro Jahr um 120 € anfällt, um dieses Online-Reservierungstool zu nutzen. Das kann 

man machen, man kann das aber vielleicht auch anders organisieren. Und hier bringe ich den 

konkreten Antrag, vier Klimatickets Metropolregion anzuschaffen. Vielleicht noch etwas, es 

braucht dann natürlich auch detaillierte Nutzungsbestimmungen, dass jedem klar ist, wie 

nutze ich das, wie oft kann ich mir das ausborgen und so weiter. Da habe ich von der 

Gemeinde Göllersdorf diese Beilage beigelegt, dass man schauen kann, das ist sozusagen 

ganz gut abgefasst, kann man vielleicht an dem einen oder anderen Punkt noch anpassen. 

Aber ich glaube, das sind fixfertige Vorlagen, die wir, glaube ich, übernehmen können und für 

uns mit wenig Aufwand auch adaptieren könnten.  

 

Antrag 

Darum bringe ich jetzt noch einmal den Antrag, die Anschaffung von vier Klimatickets 

Metropolregion zum Preis von 860 € pro Ticket. Es wären bei vier Tickets 3.440 € pro Jahr, 

dass man das einmal testweise für ein Jahr anschafft und dass wir uns anschauen, ob wir die 

Nutzung dieses Online-Reservierungstools in Anspruch nehmen wollen, dass man das 

evaluiert und prüft, dass hier 120 € pro Jahr kosten würde. Dankeschön. 

 

Völkl: Gibt es Wortmeldungen? 

 

Dummer: Ich kann mich gar nicht erinnern, dass wir das im Umweltausschuss gehabt haben. 

Abgesehen davon, dass wir es auch nicht budgetiert haben. Aber etwas anderes zu diesem 

Thema. Im Herbst war eine Sitzung in Spillern rund um dieses Thema vom Land organisiert. 

Da waren VOR und ÖBB vertreten. Und es ist darum gegangen, welche Maßnahmen werden 

in den einzelnen Gemeinden geplant. Es waren, glaube ich, alle Vertreter eingeladen. Ich war 

der einzige Vertreter von der Stadt Stockerau. Und da ist auch dieses gratis Klimaticket, das 

das Land zur Verfügung stellt für Gemeinden, vorgestellt worden für einen Probebetrieb. Ich 

habe unsere Stadt angemeldet. Das wird dann in den nächsten Wochen wahrscheinlich 

entschieden, ob wir zum Zug kommen oder nicht. In dem Fall würde uns das Land dann zwei 

Klimatickets, so Gratis-Schnupper-Tickets zur Verfügung stellen, wo wir dann keine Kosten 

haben dafür und das auch testen können.  

Natürlich ist es sexy, wenn ich sage, ich kann gratis mit der Bahn in Urlaub fahren. Glaube ich 

auch, dass das ganz gut angenommen wird. Klima ist uns ja wichtig. Darum haben wir auch 

schon sehr viel in diesem Bereich gemacht, der Schutz des Klimas oder der Schutz unserer 

Umwelt. Wir haben wie schon heute erwähnt, sehr viele Elektrofahrzeuge gekauft. Wir haben 

viel in die thermische Sanierung investiert. Wir sind dabei, unsere Stadtbäume laufend zu 

verjüngen. Wir schauen, dass wir den Plastikmüllhaufen wegnehmen, wenn das auch nicht 

ganz gratis geht. Aber wir tun also in dieser Stadt sehr viel für die Umwelt. Wir sind gerade 

dabei zu projektieren die Renaturierung des Göllersbachs. Also, es ist eine Menge Geld, das 

wir schon ausgegeben haben für den Klimaschutz und für die Umwelt. Wir haben die 

Fahrkostenunterstützung für die Studierenden, wo es auch darum geht, dass wir uns 

bemühen, dass die Studierenden den öffentlichen Verkehr nutzen und vieles mehr. Ich will es 

jetzt nicht erschöpfend aufzählen. Ich denke, dass wir vieles tun und dass wir auch abwarten 

sollten, was bei dieser Meldung herauskommt, ob wir nicht vom Land als eine dieser Städte 

ausgewählt werden, die zwei so Schnuppertickets zur Verfügung gestellt bekommen. 
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Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte. 

 

Falb: Eine sinnvolle Sache, das ist überhaupt keine Frage. Ein bisschen Bauchweh hat man 

immer, wenn man hört, die ÖBB kommt nicht ganz zu Rande. Also, ein Viertelstunden-Takt 

Korneuburg, das muss ich sagen, ist eine Blamage bis auf die Knochen. Zuerst führen wir ihn 

ein unter Bomben und Granaten und dann schafft man das nicht zu bedienen. Von Stockerau 

reden wir jetzt gar nicht, was natürlich unser Anliegen auch wäre, hier eine entsprechende 

bessere Taktung zusammenzubringen. Wir bemühen uns auch in der Au massiv, durch die 

Aufforstungsmaßnahmen unsere Aue klimafit zu machen, klimafit zu halten. Und die Schäden, 

die durch insbesondere das Eschensterben eingetreten sind, auch zu kompensieren. Und die 

Au für die Zukunft durch diese Maßnahmen fachlich gut fundierten und von der 

Naturschutzbehörde auch entsprechend genehmigten Maßnahmen hier im Sinne des Klimas 

zu erhalten und zu verbessern.  

 

Antrag 

Ich stelle den Antrag, diese Dringlichkeitsvorlage vom Stadtrat Pfeiler in den zuständigen 

Ausschuss zu verweisen und dort entsprechend zu beraten und dann möglichst schnell wieder 

in den Gemeinderat zurückzubringen. Insbesondere, wenn diese Frage geklärt ist, der 

Schnuppertickets, die das Land zur Verfügung stellt. Ich danke. 

 

Völkl: Der Herr Gemeinderat Osmanovic und der Herr Stadtrat Pfeiler und der Herr 

Gemeinderat Mayer. 

Osmanovic: Stadtrat bin ich, Andrea, aber danke, kein Problem. Gerhard, du bist heute zum 

Polemisieren sehr gut aufgelegt, du hast jetzt ein paar Wortmeldungen abgegeben, jetzt muss 

ich kurz darauf eingehen, weil das kann man nicht alles stehen lassen, was du heute von dir 

gibst. Du hast vorher nachgerufen, wir wollen dir nicht helfen oder euch nicht helfen beim 

Sparen. Ich meine, du gibst uns keine Chance, die Dinge zu betrachten, du willst von uns 

vertrauen ohne Kontrolle. Wir müssen uns die Dinge vorher anschauen und dann können wir 

darüber reden und dann können wir etwas beschließen. Aber in der Weise, wie du damit 

umgehst, so mit Vollmacht und sozusagen dieser Mentalität, du kannst machen und wir 

winken das ab, so funktioniert es einfach nicht und das wirst du hoffentlich auch noch lernen. 

Wir sind vom Alter her unterschiedlich, aber es gibt sozusagen immer die Möglichkeit, etwas 

dazu zu lernen. Und wenn du einen Gemeinderat hier als Budgetloch bezeichnest, was willst 

du uns allen hier ausrichten? Was ist der Gemeinderat für dich, ein Budgetloch? So eine 

Meinung hast du vom Gemeinderat der Stadtgemeinde Stockerau. Also ich bitte dich, solche 

Wortmeldungen in Zukunft zu unterlassen und wenn du das nicht kannst, dann musst du dich 

zumindest für sowas entschuldigen, wenn du geneigt bist, Dinge zu sagen, die du dann 

vielleicht später nicht so ganz vertreten kannst.  

Deinen Antrag, Martin, haben wir vorher besprochen. Wir haben uns vorher geeinigt gehabt, 

dass wir diesem Antrag zustimmen, dass wir den in den Ausschuss zurückverweisen. Wir 

wollen darüber reden, weil wir uns das genau anschauen wollen. Wir bleiben bei unserem 

Wort. Wenn wir was ausmachen, dann werden wir das auch unterstützen. Wir werden gerne 

den Antrag in den zuständigen Ausschuss zurückverweisen, aber mit der Information, dass 

ihr vorher nicht zugestimmt habt, genauso in der Situation etwas ordentlich zu behandeln im 

Ausschuss und dann erneut die Chance zu geben, in der Gemeinderatssitzung zu 

beschließen. Grundsätzlich wollen wir auch, dass die Stadtgemeinde Stockerau Kosten 

einspart und wenn es die Möglichkeit gibt, Kredite umzuschulden und wir die Chance haben, 

das zu kontrollieren, wie, in welcher Weise das erfolgen soll, dann sind wir sehr gerne bereit, 
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das zu unterstützen und zuzustimmen. Und daher diese Wortmeldung. Wir werden gerne 

deinem Antrag, Martin, hier zustimmen, dass man das in dem Ausschuss behandelt. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat. 

 

Dummer: Das ist vielleicht ein bisschen flapsig formuliert gewesen, aber es ist ein Fakt, dass 

die Kosten des Gemeinderates vom Bürger bezahlt werden, mit ihren Gebühren, mit ihren 

Steuern. Das ist jetzt kein Geheimnis, sollte auch keines bleiben und sollte auch dem Kollegen 

Kubat nicht verborgen bleiben, dass das Kosten sind, die die Gemeinde hat und die bedeckt 

werden müssen, unter anderem auch zum Teil aus den Gebühren, weil das Overhead-Kosten 

sind, genauso wie Kosten der Verwaltung, der Finanzverwaltung und alle anderen Dinge. Und 

wenn man diese Kosten mitberücksichtigt, dann gibt es keinen Überschuss beim Kanal und 

Wasser, den wir für Investitionen verwenden können. Also es ist nicht so und das war ja die 

Aussage vom Herrn Mag. Kubat, dass diese Gebühren in irgendeinem Loch verschwinden, 

sondern das Loch, das sind wir de facto und alle Overhead-Kosten, die in einer Gemeinde 

entstehen. Nicht alle Kosten sind direkt den Abteilungen zugeordnet. Also insofern kann man 

sagen, okay, das ist ein bisschen locker formuliert gewesen, aber es entspricht der Tatsache. 

Mit den Gebühren und Abgaben und Steuern, die die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt 

bezahlen, werden wir auch bezahlt. Also das Geld regnet nicht vom Himmel, das ist nicht 

Mana, das ist Geld, das die Leute einzahlen und natürlich wird es sorgfältig verwendet. Ich 

glaube auch, dass wir eine gute Arbeit leisten, aber trotzdem muss das bezahlt werden. Es ist 

auch ein gewisser Aufwand, den wir alle betreiben als Stadtregierung. Das wird nicht üppig 

entlohnt, wie es der Kollege Kubat formuliert hat, aber eine gewisse Aufwandsentschädigung 

findet, statt und das wird aus diesen Gebühren unter anderem auch bezahlt. 

 

Völkl: Wir sind beim Dringlichkeitsantrag Schnupperklimaticket und den Ankauf und was es 

ist und es ist ein Antrag gestellt worden, dass dieser in dem Ausschuss detailliert behandelt 

werden muss, den würde ich jetzt abstimmen. 

 

Pohl: Entschuldigung, darf ich die vorherige Rednerliste noch fertig führen? Wenn ihr einen 

Antrag stellen wollt, dass ihr das in den Ausschuss verlegt, dann gleich am Anfang. Nicht, ihr 

dürft reden und sonst keiner. Der Wolfgang wollte noch etwas sagen und Andrea, es liegt an 

dir, du bist die Sitzungspolizei, ich sage es nochmal, § 49 NÖ Gemeindeordnung, es steht dir 

jederzeit das Recht zu, wenn einer abschweift, ihn zur Ordnung zu rufen und zurückzubringen. 

Das ist heute einige Male geschehen und ich ersuche dich, das zu machen und dann können 

wir uns auf das Wesentliche, auf den Tagesordnungspunkt konzentrieren. 

 

Völkl: Lieber Herr Stadtrat, das ist in einer Gemeinderatssitzung und es ist einmal so, wenn 

wer ein bisschen was anderes sagt, als zum Tagespunkt gehörig, in den fünf Jahren passiert 

das halt, weil der eine oder andere vielleicht dann abgleitet. Und jetzt sind wir bei dem 

Dringlichkeitsantrag und ich bemühe mich auch immer sehr fair und gerecht zu sein bei allen 

und jetzt ziehen wir die Grenze. Ich danke für den Hinweis, dass ich das machen soll. 

Dankeschön. Wir, glaube ich, formulierst du, Herr Stadtrat? 

 

Mayer: Darf ich trotzdem noch was sagen? 

 

Völkl: Bitte. Entschuldigung. Bitte, ihr zwei Herren, dann macht ihr euch das aus. Dankeschön.  
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Mayer: Danke für diesen Antrag, das ist sicher sehr lobenswert für die Bevölkerung, wenn sie 

die Tickets nehmen kann. Was ich jetzt schade fände ist, wir haben vorher die Anträge 

bekrittelt vom Stadtrat Dummer, dass er uns so kurzfristig solche Sachen auf den Tisch 

schlägt. Wir nicht wissen, wie der Aufwand ist oder wie das Ganze geschehen soll. Du weißt 

das natürlich, du bist ÖBB-Bediensteter, du hast das intus. Ich weiß nur, die ÖBB kommt sehr 

selten. Die andere Seite ist zum Finanzstadtrat Dummer möchte ich sagen, bin ich auch vor 

den Kopf gestoßen. Wenn da schon was im Gang ist, ohne dass wir was wissen, finde ich 

auch nicht in Ordnung, weil dann fahren wir genauso wieder weiter, dass jeder seine Sache 

macht und wir eigentlich da gar nicht sitzen brauchen, sondern das wird ja alles beschlossen. 

Und ich möchte dir, Stadtrat Admir Osmanovic, genau diese zustimmen, genauso wie du das 

gesagt hast, finde ich das heute auch so. Dankeschön. 

 

Pfeiler: Ja, mit dem Antrag wollte ich eigentlich über nachhaltige und umweltfreundliche 

Mobilität reden, die durch das Klimaticket möglich ist. Gott sei Dank sind jetzt die 

Werbeeinschaltungen und Belanglossendungen beendet. Wir kehren zum Thema zurück. 

Zwei Punkte, erstens die Information, dass es schon Gespräche gibt über zwei Klimatickets 

wäre wertvoll gewesen, lieber Gerhard. Zweitens, klarerweise ein Dringlichkeitsantrag kann 

nicht im Ausschuss besprochen worden sein, weil wenn er dort im Ausschuss schon bekannt 

und schon besprochen worden wäre, dann wäre es kein Dringlichkeitsantrag gewesen. Es 

liegt in der Natur der Sache. Und drittens, ja, du hast Recht, aber du und ich, wir haben nicht 

600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die uns die Dinge erledigen. Wir müssen das selber 

machen in unserer Freizeit. Es ist gefallen, wo ich beschäftigt bin, dort habe ich ein bisschen 

was zu tun. Und dann wären die Dinge knapp fertig. Das ist der einfache Grund. Wie gesagt, 

ich habe leider keinen Stab an Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Wenn wir das im Ausschuss 

behandeln, würde ich mich freuen. Ich würde mich freuen, wenn wir das jetzt nicht nur in den 

Ausschuss behandeln, dass wir alle mit einer guten Stimmung rausgehen, sondern das würde 

mich freuen, wenn wir das positiv dort behandeln und zu einer Umsetzung bringen. Ein Punkt 

ist mir auch noch ganz wichtig. Nein, das Klimaschnupperticket ist kein Gratisticket mit dem 

man gemütlich auf Urlaub fahren kann. Es ist die Nutzung an einem Tag nur möglich und nicht 

an vier aufeinanderfolgenden Tagen, außer am Wochenende. Grundsätzlich sind es immer 

einzelne Tage und ein Schnupperticket soll ein Schnupperticket bleiben. Dankeschön. 

 

Falb: Nur kurz, ich bin der Letzte, der berechtigt ist, wahrscheinlich in der Runde über 

Wortwahl und so Themen zu reden. Aber es war schon eine Debatte, in der eine Replik war, 

in der die Stadtgemeinde als Titanic bezeichnet wurde vom Gerhard Dummer. Also ich darf 

darum bitten, dass man ein bisschen großzügig ist, was diese Dinge betrifft. Ich glaube nicht, 

dass die Wortmeldung vom Gerhard Dummer oder die Replik darauf, wie soll ich sagen, 

verletzend gemeint war. Der Wunsch der vom Kollegen Pohl gekommen ist, Anträge gleich 

am Anfang zu stellen einer Wortmeldung, das sieht die Gemeindeordnung nicht vor. Also, 

man kann solange die Debatte läuft, zu einem Tagesordnungspunkt auch einen Antrag stellen, 

weil viele Anträge sich ja erst aus der Diskussion ergeben. Wenn man diskutiert und darauf 

kommt, man will irgendwie zusätzlich was, dann einen Zusatzantrag vor der Abstimmung zu 

stellen ist legitim und ist von der Gemeindeordnung auch genauso vorgesehen. Eine 

materielle Geschichte noch, die ich sagen will, zum Antrag. Ganz so unbürokratisch und ohne 

Aufwand für die Gemeinde, wie immer gesagt wird, ist es natürlich nicht. Das wird eine 

Aufgabe sein, die dann wieder anzunehmenderweise im Bürgerservice abzuwickeln ist. Und 

da ist schon Bürokratie damit verbunden. Eigentlich eine ganz schöne, je nachdem wie groß 

die ist. Und dann wird es nicht zurückgegeben, dann soll also eine Pönale verrechnet werden 
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und so weiter und so fort. Also, ganz so einfach aus Bürgersicht, steige ein und fahre, mag 

sein, hole ab, reserviere vor, hole ab, steige ein und fahre. Aber aus Gemeindesicht ist es 

nicht ganz so unbürokratisch. Deswegen glaube ich ist es wirklich sinnvoll, die Sache im 

Verkehrsausschuss kurz zu besprechen. 

 

Völkl: Gut, dann stimmen wir den Zusatzantrag ab, diesen Dringlichkeitsantrag in den 

Verkehrsausschuss zuzuweisen. Bitte um Zustimmung. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Gibt es 

Gegenstimmen? Nein. Dankeschön. Bitte der Herr Stadtrat Pfeiler ist weiter am Wort. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

 

 

Völkl: Bitte der Herr Stadtrat Pfeiler ist weiter am Wort. 

 

Dringlichkeitsantrag gemäß § 46 Abs. 3 der NÖ GO –  

Tempo 30 im untergeordneten Gemeindestraßennetz in 

Wohngebieten in Stockerau 
 

Pfeiler: Ich mache es ganz kurz. Jahrzehntelang diskutieren wir schon über Tempo 30. Es 

werden dann immer wieder Erweiterungen vorgenommen. In Summe hat das Stockerau 103 

km. Wir haben über die letzten Jahrzehnte in vielen Wohngebieten flächenhaft das Tempo 30 

eingerichtet. Wir haben auch eine Radüberwachung eingeführt. Das ist gut und richtig so. Ich 

glaube, dass das in eine gute Richtung gegangen ist. Und wir haben jetzt nur mehr ganz, ganz 

wenige Lücken in diesem Tempo-30-Regelungen im untergeordneten Straßennetz. Es sind 

nur mehr acht Straßenzüge. Wir haben das mehrmals schon im Verkehrsausschuss diskutiert. 

Ich war sehr positiv über die Medienberichterstattung überrascht, wo gestanden sind, es sind 

eigentlich eh alle dafür, eigentlich spricht nichts dagegen, alle können es sich das irgendwie 

vorstellen. Das hat mich inspiriert zu diesem Antrag, das einmal zu benennen. Es sind nur 

mehr acht Straßenzüge, die wir im innerstädtischen Wohnbereich erweitern müssten. Und wir 

könnten dann sagen, wir haben im innerstädtischen Wohngebiet eine klare Regelung, was 

Tempo 30 betrifft. Die Vorteile von Tempo 30 glaube ich, liegen auf der Hand. Es reduziert die 

Unfallschwere und der Anhalteweg bei Tempo 30 ist kürzer als bei Tempo 50. Das heißt, das, 

was bei Tempo 50 ein Zusammenstoß mit 50 km/h wäre, ist bei Tempo 30 noch ein 

vermiedener Unfall und was auch immer wieder vergessen wird, Tempo 30 reduziert den Lärm 

spürbar zwischen 1 und 3 Dezibel, hängt natürlich zusammen von Fahrbahnoberfläche und 

so weiter, aber es ist spürbar. Vielleicht können sich einige noch erinnern, die damals im 

Gemeinderat waren. Es gab eine unabhängige Lärmmessung vom Kollegen Fischer damals 

initiiert, wo herausgekommen ist, dass in den Tempo-30-Zonen wirklich die Lärmbelastung 

niedriger ist als dort, wo Tempo 50 gefahren wird. Also, wir hatten solche Messungen auch 

schon in Stockerau auf privater Initiative gutachterlich durchgeführt, die im Prinzip das 

bestätigen. Welche Straßenzüge wären das? Lindenhofgasse, Bräuhausgasse, der Abschnitt 
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Richtung Sparkassaplatz vorm Kindergarten 200 m, Parkgasse 135 m, Fischer von 

Erlachgasse 95 m, der Abschnitt Bräuhausgasse Richtung Bahnhof, wo man noch dazu beim 

Mühlbach im Mischverkehr mit Fußgängerinnen und Fußgängern, die zum Bahnhof 

unterwegs ist, am Kochplatz, die Landstraße, der westliche Abschnitt, die Allois Negrelli-

Straße, das Stück hinter dem Lagerhaus zum Schranken, alles zusammengerechnet 1.111 

m, im Vergleich zu den 103 km Straßennetz 1,1 %, alles leicht merkbare Zahlen. 

 

Antrag 

Und daher der Antrag, dass für diese acht Straßenzüge, die jetzt konkret genannt wurden, mit 

einer Länge von 1.111 m, also 1 % des Stockerauer Gemeindestraßennetzes. Dass das 

Bauamt die entsprechenden Tempo-30-Einrichtungen einmal vorbereitet und damit dann eine 

klare Geschwindigkeitsregelung mit Tempo 30 zu erzielen wäre. Dankeschön. 

 

Hödl: Herzlichen Dank. Ich darf vorher informieren oder erinnern alle Anwesenden, alle 

Zuhörer, Zuseher, dass Ausschusssitzungen wie die des Verkehrsausschusses nicht 

öffentlich sind, dass dort Vertraulichkeit herrscht und zu einem gewissen Teil auch die 

Verpflichtung zur Amtsverschwiegenheit. Wir haben den letzten Verkehrsausschuss, das ist 

kein Geheimnis, am 01.02.2024 gehabt. Deswegen ist es von Haus aus ein wenig 

unverständlich, warum es in drei Wochen eine so hohe Dringlichkeit gibt. Was ich auch sagen 

kann, weil es nicht Gegenstand des Ausschusses war, ist, dass ein Highlight wie 110 lm 

Lindenhofgasse, die jetzt laut Dringlichkeitsantrag zur Tempo-30-Zone werden sollen, was in 

sich ein Widerspruch ist, nicht behandelt wurde. Wir haben aber andere Straßenzüge 

behandelt und wir sind im Rahmen der Diskussion auch draufgekommen, dass wie so oft der 

Teufel im Detail ist und wir mit Sicherheits- und Rechtsfragen uns auseinandergesetzt haben, 

uns auch in der Ausschusssitzung darauf geeinigt haben, dass wir bis zur nächsten 

Ausschusssitzung innerhalb der Fraktionen ein gewisses Thema abstimmen wollen und 

deswegen halt ich es für, sagen wir so, es herrscht zumindest nicht die gleiche 

Argumentationsfreiheit, dass du da jetzt Dinge in den Raum stellen kannst, denen ich als 

Ausschussvorsitzender nicht in dem Maß begegnen kann, in dem viel mehr an Information ist, 

in dem viel an Diskussionen schon drinnen ist und ja, ich halte es für ein bisschen unfair und 

mehr kann ich in Anbetracht der Regelungen der Gemeindeordnung dazu nicht sagen. 

 

Völkl: Herr Vizebürgermeister, bitte und der Herr Gemeinderat Pollak und der Herr 

Gemeinderat Mayer. 

 

Pollak: Vielen Dank. Wie der Didi ja schon angedeutet hat, haben wir das Thema ausführlich 

in diversen Ausschüssen beraten. Details können wir keine bekannt geben, aber es ist 

tatsächlich so, dass wir uns, wenn wir diesem Antrag heute zustimmen würden, der Tatsache 

berauben würden, dass wir über einzelne Details nochmal abstimmen wollten und uns 

gegenseitig unterstützen würden. Das heißt, wir stimmen heute nicht zu. Ich beantrage 

stattdessen die Rückverweisung in den Verkehrsausschuss. Vielen Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Herr Gemeinderat Mayer, bitte. 

 

Mayer: Ja, danke. Ich habe mir gedacht, ich erspare mir das bei der Gemeinderatssitzung, 

aber eines kann ich schon sagen. Wir sind nicht für die Dreißiger, das ist auch festgestellt 

worden in der Zeitung. Das Zweite ist, bei der Ausschusssitzung, das kann ich schon sagen, 

weil das ist von uns und vom Gemeinderat Pollak, dass wir, wenn wir 30 machen, die Gesetze 
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einhalten, die eine Dreißiger Verkehrsordnung drinnen steht, dass es eine 

Rechtskommenzone ist, also dass keine Verkehrszeichen aufgestellt werden, dass das 

eigentlich der Einfluss ist, warum die Autofahrer 30 fahren. Man sieht es auch, wenn man die 

Gymnasiumstraße fährt, beim Radar wird abgebremst und dann wird wieder Gas gegeben, 

weil so und so keiner von rechts kommen kann, weil eine Stopptafel ist, weil eine 

Nachrangtafel ist. Und jetzt sind wir zu dem Schluss gekommen, dass Gesetze anderes 

hergeben, als bis jetzt verwaltet wurden. Und deswegen wollen wir nicht zustimmen, weil wir 

wollen keinen Gesetzesbruch machen. Danke. 

 

Falb: Dass wir dem Grunde nach die Herabsetzung der Fahrgeschwindigkeit befürworten 

glaube ich, haben wir über viele Jahre der heiß umstrittensten Straßenzüge von Stockerau 

bewiesen, nämlich vor allem in der Heidstraße, auch die Aufstellung der Radargeräte. Das ist 

sicher keine besonders populäre Geschichte gewesen, aber hat auch über Initiative von 

Herwig Hödl sehr rasch stattgefunden und in Wahrheit hört man ein durchaus positives 

Feedback. Ich bin selber zweimal reingefahren schon mittlerweile, das kann ich auch 

gestehen und bekenne mich trotzdem zu dem Gedanken. Ich sage es jetzt ganz ehrlich zu 

dem Antrag vom Kollegen Pfeiler, mir fehlen Informationen. Diese leicht zu merkenden Zahlen 

kann ich überhaupt nicht überprüfen und nicht nachvollziehen jetzt von 17:41 Uhr. Wir haben 

nicht einmal überprüfen können, ob eine Unterschrift oben ist auf dem Antrag, ob das passt. 

Also bitte nicht böse sein, im Ausschuss kann man das so wie es ausgemacht war, bereden 

und dann entsprechend auch gemeinsam beschließen. Also ich glaube, da braucht keiner 

einen anderen überholen, wer da mehr für Tempo 30 ist und was der Teufel noch alles. Danke. 

 

Völkl: Herr Stadtrat Pohl, bitte. 

 

Pohl: Danke. Ich möchte eines sagen zur Heidstraße. Da gibt es einen sehr untriebigen und 

guten Bürger. Es stimmt und was auch wir wollten, dass der Schulweg gesichert ist, weil dort 

ein Schulgehweg ist, ist das Radar sehr gut positioniert und dort wird auch, wenn man mit den 

Bürgern spricht, brav abgebremst. Aber da gibt es trotzdem Messungen auf der restlichen 

Heidstraße mit 92 km/h, 86 km/h und so weiter. Also da von einer gesamten 

Verkehrsberuhigung zu reden, von dem sind wir weit davon entfernt und ich möchte nochmal 

wiederholen, was der Wolfgang gesagt hat. Wenn wir dann einen 30er haben, einen 

Rechtsvorang, ich glaube, es wird am Anfang, weil die Leute nicht gewohnt sind, Unfälle 

geben und das zweite, auf einer geraden Straße 50 km/h fahren oder auf einer geraden Straße 

30km/h fahren, ist klar, dass da ein Unterschied ist. Das ist ganz logisch. Aber einen 50er 

fahren, auf einer geraden Straße oder einen 30er, wo man ständig Gas gibt, bremst, Gas gibt, 

bremst, kann ich mir weder vorstellen, dass das für den Lärm gut ist, noch für die Umwelt. 

Und das ist auch ein Grund davon, dass wir da nicht zustimmen werden. 

 

Völkl: Dann stimmen wir den Zusatzantrag ab, dass das Thema in den Verkehrsausschuss 

verwiesen werden soll. Ich bitte um Zustimmung. Einstimmigkeit und bedanke mich herzlich.  

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 
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Völkl: Wir kommen nun zum Antrag vom Herrn Dr. Christian Moser, Stadtrat für Wirtschaft und 

Tourismus. 

 

24. Wirtschaftsförderung – Lehrlinge 
 

Moser: Bitteschön. Vielen Dank, Frau Bürgermeister. Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr 

geehrte Damen und Herren, schönen Abend von meiner Seite. Wenn Sie mir gestatten, zum 

vorletzten Tagesordnungspunkt zwei Sätze. Ich habe es tatsächlich sehr irritierend gefunden, 

dass dem Stadtrat Dummer sehr wortreich eine gewisse Respektlosigkeit gegenüber dem 

Gemeinderat vorgeworfen wurde. Ich finde, das ist vollkommen überzogen. Jeder, der den 

Gerhard Dummer kennt weiß, dass er so nicht denkt und jeder, der so spricht, handelt wider 

besseren Wissens. Auch die Tatsache, dass hier ein Tagesordnungspunkt ausnahmsweise 

nicht im Ausschuss behandelt wurde berechtigt glaube ich nicht, zu der Kritik, die angebracht 

wurde. Der Gerhard hat nicht nur top vorbereitete Unterlagen, sondern in aller Regel macht 

er das auch in stundenlanger Vorbereitung im Ausschuss. Und es gibt manchmal die 

Abwägung, schnell zu handeln gegenüber alles ausführlich zu behandeln. Das ist eine 

Abwägung, die aber jedenfalls nicht zu einer Kritik in diesem Ausmaß berechtigt meiner 

Meinung jedenfalls.  

Aber jetzt zu meinem Tagesordnungspunkt. Es geht um die Lehrausbildung, es geht um die 

Förderung der Unternehmen, die jungen Menschen eine Perspektive bieten, die jungen 

Menschen eine Berufsausbildung bieten. Die Stadtgemeinde macht es seit dem Jahr 1997 

sehr intensiv. Wir haben in den letzten Jahren diese Förderung auf das zweite Jahr und letztes 

Jahr sogar auf das dritte und vierte Jahr erweitert. Ein Unternehmen, das sich sehr verdient 

macht um die Lehrausbildung in Stockerau ist die Firma WKW Wohnkultur Weszits seit vielen 

Jahren seit Jahrzehnten geradezu. Die haben jetzt einen Antrag gestellt, die 

Lehrlingsförderung für die Jahre 2020 bis 2022 zu gewähren. Sie machen das geringfügig 

verspätet, aber jedenfalls ist die Förderung trotzdem zuerkennbar.  

 

Antrag 

Und daher der Antrag, der wie folgt lautet, der Gemeinderat wolle beschließen, die Firma 

WKW Wohnkultur Weszits GmbH wird aufgrund der Gemeinderatsbeschlüsse aus den Jahren 

1997, 1998, 2004, 2019 eine nachträgliche Wirtschaftsförderung für die Jahre 2020 bis 2022 

im Gesamtbetrag von € 2.675,13 für Lehrlinge im ersten und zweiten Lehrjahr gewährt. Vielen 

Dank. 

 

Völkl: Dankeschön. Ich sehe hier Einstimmigkeit. Dankeschön. Wir sind nun am Ende des 

öffentlichen Teils angelangt. Ich möchte mich bei all unseren Besuchern bedanken, dass sie 

so lange bei uns geblieben sind, auch die Besucher, die per Livestream teilnahmen. 

 

Abstimmungsergebnis: Einstimmig beschlossen 

Prostimmen Gegenstimmen Stimmenthaltung 

ÖVP 18 ÖVP 0 ÖVP 0 

SPÖ 10 SPÖ 0 SPÖ 0 

GRÜNE 5 GRÜNE 0 GRÜNE 0 

FPÖ 3 FPÖ 0 FPÖ 0 

 

Völkl dankt und schließt die öffentliche Sitzung um 21:34 Uhr.  
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